
  
    
  


  Impressum


  ifo Schnelldienst


  ISSN 2199-4455 (elektronische Version)

  Herausgeber: ifo Institut, Poschingerstraße 5, 81679 München, Telefon +49(89)9224-0, Telefax +49(89)985369, E-Mail: ifo@ifo.de

  USt-IdNr.: DE129516729

  Vereinsregister München 4419, Gemeinnützigkeit anerkannt

  Vorstand: Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest (Präsident), Dr. Stephanie Dittmer

  Redaktion: Dr. Marga Jennewein.

  Redaktionskomitee: Prof. Dr. Dr. h.c. Clemens Fuest, Annette Marquardt, Prof. Dr. Chang Woon Nam

  Vertrieb: ifo Institut

  Erscheinungsweise: zweimal monatlich.

  Nachdruck und sonstige Verbreitung (auch auszugsweise) sowie die Vervielfältigung von Informationen (Daten, Dokumenten, Textteilen oder Bildmaterial) ist nur unter Angabe der Quelle und Übersendung von zwei Belegexemplaren erlaubt. Kommerzielle Verwertung der Daten, auch über elektronische Medien, nur mit Genehmigung des ifo Instituts.


  
    
      [image: 379.png]


      
        schnelldienst

      


      
        15/2018

      

    


    
      Zur Diskussion gestellt


      Wie gerecht ist die Welt? – Soziale Ungleichheit und Wirtschaftswachstum



      Seit einigen Jahren treten Fragen der Ungleichheit und Armut verstärkt in das Zentrum des Interesses der Wirtschaftswissenschaften. Hat die Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen zugenommen? Und ist dies nicht abträglich für den sozialen Zusammenhalt und behindert das Wirtschaftswachstum von Ländern und Regionen? Zudem wird die These vertreten, dass die Globalisierung in vielen Ländern Verlierer hervorbringt, die besonders stark dem rechten aber auch linken Populismus zuneigen. Auf einer wissenschaftlichen Tagung, die unter der Leitung von Wolfgang Quaisser in der Akademie für Politische Bildung Tutzing vom 6. bis 8 Juli 2018 stattfand, wurde diese Thematik mit dem Schwerpunkt auf Deutschland diskutiert. Till van Treeck, Universität Duisburg-Essen, sieht Anhaltspunkte dafür, dass Verschiebungen in der Einkommensverteilung zur Entstehung von nicht nachhaltigen Wachstumsmodellen in verschiedenen Ländern beigetragen haben. Die Entwicklung der Ungleichheit und ihre gesamtwirtschaftlichen Wirkungen seien dabei entscheidend von länderspezifischen Institutionen abhängig. Während die USA in den letzten Jahrzehnten durch stark steigende Spitzenhaushaltseinkommen geprägt seien, zeigten die Maße für die personelle Einkommensverteilung für Deutschland eine weniger dramatische Entwicklung auf. Judith Niehues und Galina Kolev, Institut der deutschen Wirtschaft, Köln, zeigen, dass der oft zitierte negative Zusammenhang zwischen Einkommensungleichheit und Wirtschaftswachstum, insbesondere für Länder mit hohem Entwicklungsstand und im internationalen Vergleich geringer Ungleichheit, nicht zutrifft. Grundsätzlich könne man festhalten, dass sich nur schwer kausale Effekte von Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum identifizieren lassen. Piotr Pysz, Hochschule für Finanzen und Management, Białystok, sieht vor allem externe Ursachen für eine Ungleichheit in den Ländern Mittel- und Osteuropas: 40 Jahre des »sozialistischen Experiments«. Die Erwartungen eines »Wirtschaftswunders« nach der liberalen Revolution seien aber auch nach mehr als 25Jahren des Transformationsprozesses nur für eine geringe Bevölkerungsgruppe in Erfüllung gegangen, so dass heute eine antiliberale Gegenströmung in Osteuropa festzustellen sei. Peter Hampe, Technische Universität Dresden, unterstreicht, dass das »Soziale« der »Sozialen Marktwirtschaft« auf drei unterschiedlichen Säulen ruht, nämlich den sozialen Effekten der Marktwirtschaft selbst, den Sozialleistungen und den sozialen Zielsetzungen der deutschen Wirtschaftspolitik. Trotzdem hielten rund 45% der Deutschen die gegenwärtige Wirtschaftsordnung nicht für ausreichend sozial. Zu erklären sei dies unter anderem damit, dass sich die reale Einkommenssituation der meisten Deutschen seit der Wiedervereinigung kaum verbessert, für einige sogar verschlechtert, für den oberen Einkommensbereich aber deutlich verbessert habe. Die Sozialpolitik müsse nachhaltiger, zielgerechter und effizienter gestaltet werden. Andreas Peichl und Marc Stöckli, ifo Institut, argumentieren, dass die Entwicklung der Einkommensungleichheit in Deutschland besser sei, als in der öffentlichen Debatte dargestellt. Berücksichtige man Kompositionseffekte, zeige sich, dass es für die Gesamtbevölkerung seit 2005 einen fallenden Trend gebe. Auch beim Thema Fairness schneide Deutschland nicht schlecht ab. Gleichwohl bestehe Reformbedarf bei der hohen effektiven Grenzbelastung für Haushalte mit niedrigen Einkommen aufgrund des Transferentzugs im Sozialbereich. Zudem sollte aus Sicht der Chancengerechtigkeit die Förderung der Bildung im Kleinkindalter ausgeweitet werden. Georg Cremer, ehem. Deutscher Caritasverband e.V., sieht eine Diskreditierung der Grundsicherung in der öffentlichen Debatte in Deutschland, die Reformansätze, die gegenüber armen Menschen und Erwerbstätigen am unteren Rand der Mitte geboten wären, blockiere. Zudem fordert er mehr Fairness für Familien im Niedrigeinkommensbereich und eine zielgenauere Bekämpfung der Altersarmut.


      Kommentar


      Handels- und Wohlfahrtseffekte einer »Nulllösung«:



      Wegfall der EU- und US-Importzölle im Automobilsektor



      Benjamin Jung und Timo Walter


      Im Handelsstreit zwischen der EU und den USA haben sich der Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, und der US-Präsident Donald Trump Ende Juli 2018 auf den schrittweisen Abbau von Zöllen in allen Sektoren mit Ausnahme des Automobilsektors geeinigt. Keine drei Wochen davor war vorgeschlagen worden, ausschließlich im Automobilsektor die vollständige Eliminierung von Zöllen anzustreben. Welche Handels- und Wohlfahrtseffekte hätte eine solche Nulllösung für Deutschland, den Rest der EU und die USA? Mit Hilfe eines quantitativen Handelsmodells berechnen Benjamin Jung und Timo Walter, Universität Hohenheim, diese Effekte für drei Szenarien: In Szenario 1 wird angenommen, dass Deutschland handelspolitische Autonomie habe, so dass die Nulllösung im Automobilsektor bilateral zwischen Deutschland und den USA stattfinden kann. In Szenario 2 werden die Autozölle zwischen den USA und allen Mitgliedstaaten der EU auf null gesenkt. Im dritten Szenario eliminieren die EU und die USA ihre Zölle im Automobilsektor gegenüber allen WTO-Mitgliedern. Die Simulationen zeigen, dass Deutschland, die EU und die USA am meisten im Rahmen des dritten Szenarios profitieren würden. Ein bilateraler Alleingang von Deutschland und den USA bzw. zwischen der EU und den USA wäre weniger von Vorteil.


      Forschungsergebnisse


      Die (Super-)Effizienz von volkswirtschaftlichen Fakultäten



      Matthias Gnewuch und Klaus Wohlrabe


      Der Artikel untersucht die (Super-)Effizienz von 188 volkswirtschaftlichen Fakultäten weltweit auf Basis von Daten von RePEc. Als Input dient die Anzahl der Mitarbeiter gemessen in Vollzeitäquivalenten einer Fakultät. Der Output wird als zwei Hauptkomponenten, die die Informationen von 30 bibliometrischen Rankings kondensieren, definiert. Es zeigt sich, dass es einige super-effiziente Fakultäten gibt, die eine deutlich höhere Produktivität als ihre Konkurrenten aufweisen; deutschsprachige Fakultäten sind nicht darunter.


      Daten und Prognosen


      Wie sehen die Unternehmen die neue Datenschutzgrundverordnung?



      Julia Schricker


      Die neue Datenschutzgrundverordnung (DSGVO), die seit Ende Mai für alle EU-Mitgliedstaaten verpflichtend gilt, sorgt für viel Diskussionsstoff sowohl auf Seiten der Unternehmen als auch bei den Verbrauchern. Die Randstad-ifo-Personalleiterbefragung hat im Frühjahr 2018 rund 1 000 deutsche Personalleiter, die als Verantwortliche für Umsetzung und Einhaltung in besonderer Weise betroffen sind, dazu befragt. Die Ergebnisse zeigen, dass für drei Viertel der Befragungsteilnehmer die negativen Aspekte der DSGVO überwiegen. Insbesondere die kleinen und mittelständischen Unternehmen bewerten die neue Datenschutzgrundverordnung als problematisch.


      Im Blickpunkt


      ifo Konjunkturumfragen Juli 2018 auf einem Blick:



      Die deutsche Wirtschaft setzt ihre Expansion in verlangsamter Gangart fort



      Klaus Wohlrabe


      Das ifo Geschäftsklima hat sich im Juli minimal verschlechtert. Die Unternehmer waren zwar etwas zufriedener mit ihrer aktuellen Geschäftslage, nahmen jedoch ihre Erwartungen zurück. Die deutsche Wirtschaft setzt ihre Expansion in verlangsamter Gangart fort. Die deutschen Unternehmen planen, auf unverändert hohem Niveau neues Personal einzustellen. Im Moment gibt es keine Anzeichen, dass sich der lang anhaltende Aufschwung am deutschen Arbeitsmarkt abkühlt. Nur in der Industrie gaben die Beschäftigungserwartungen nach. Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren hat sich etwas aufgehellt. Die Exporterwartungen der Industrie sind im Juli gestiegen, nach zuletzt sieben Rückgängen in Folge. Das weltwirtschaftliche Umfeld bleibt für die deutschen Exporteure jedoch schwierig.

    

  


  
    Wie gerecht ist die Welt? – Soziale Ungleichheit und Wirtschaftswachstum


    Seit einigen Jahren treten Fragen der Ungleichheit und Armut verstärkt in das Zentrum des Interesses der Wirtschaftswissenschaften. Hat die Ungleichverteilung von Einkommen und Vermögen zugenommen? Und ist dies nicht abträglich für den sozialen Zusammen-halt und behindert das Wirtschaftswachstum von Ländern und Regionen? Zudem wird die These vertreten, dass die Globalisierung in vielen Ländern Verlierer hervorbringt, die besonders stark dem rechten aber auch linken Populismus zuneigen. Auf einer wissenschaftlichen Tagung, die unter der Leitung von Dr. Wolfgang Quaisser in der Akademie für Politische Bildung Tutzing vom 6. bis 8 Juli 2018 stattfand, wurde diese Thematik mit Schwerpunkt Deutschland diskutiert. Einige der dort vorgestellten Vorträge werden hier veröffentlicht.
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    Das Ende der »trickle-down economics«: Ungleichheit als Wachstumsbremse und als Krisenursache?


    Spätestens seit der Veröffentlichung des internationalen Bestsellers »Das Kapital im 21. Jahrhundert« von Thomas Piketty (2014) ist die Debatte über die mit einer steigenden Einkommens- und Vermögensungleichheit verbundenen Probleme zum neuen Megathema in den Wirtschaftswissenschaften und in der Politik geworden. Dabei wird in der internationalen Debatte zunehmend die Position vertreten, dass eine steigende Einkommensungleichheit eine zentrale Ursache für geringes Produktivitätswachstum bzw. gesamtwirtschaftliche Instabilität sein kann. Die zugrunde liegende Forschung wurde insbesondere vom Internationalen Währungsfonds (IWF) (für einen Überblick vgl. Dabla-Norris et al. 2015) und der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) (für einen Überblick vgl. OECD 2015) betrieben.


    Die neuen Forschungsergebnisse stehen in krassem Widerspruch zu konventionellen Lehrbuchdarstellungen (vgl. ausführlicher van Treeck 2016). Samuelson und Nordhaus (2010) widmen dem Zusammenhang zwischen Effizienz und Verteilungsgerechtigkeit ein ganzes Kapitel (Kapitel 17, S. 491 ff.). Das Kapitel beginnt mit einem Zitat von Arthur Okun aus dem Jahr 1975: »[Der Konflikt] zwischen Gerechtigkeit und Effizienz [ist] unser größter sozioökonomischer Zwiespalt, der uns in der Sozialpolitik in Dutzenden von Facetten heimsucht. Wir können einfach nicht beides zugleich haben: Markteffizienz und Verteilungsgerechtigkeit.« Bei Mankiw und Taylor (2016, S. 4) wird der vermeintliche große Zwiespalt als Illustration der ersten von »zehn volkswirtschaftlichen Regeln« (»Alle Menschen stehen vor abzuwägenden Alternativen.«) postuliert: »Effizienz betrifft die Größe des ökonomischen Kuchens, Gerechtigkeit die Verteilung des Kuchens. Diese beiden Ziele stehen bei politischen Maßnahmen meist im Konflikt. […] Versucht die Regierung den ökonomischen Kuchen in gleichmäßigere Stücke zu schneiden, wird der ganze Kuchen kleiner.« Im Kapitel zu »Einkommensungleichheit und Armut« werden sie noch deutlicher: »Wenn der Staat Maßnahmen ergreift, um die Einkommensverteilung gerechter zu gestalten, verzerrt er Anreize, verändert Verhaltensweisen und bewirkt eine weniger effiziente Ressourcenallokation.« (Mankiw und Taylor (2016, S. 547) Samuelson und Nordhaus (2010, S. 502) verwenden statt des Bilds des zerschnittenen Kuchens die Analogie des löchrigen Eimers: »Mit seinen Versuchen, eine Einkommensumverteilung von den Reichen hin zu den Armen vorzunehmen, kann der Staat unter Umständen der volkswirtschaftlichen Effizienz Schaden zufügen und das gesamte zur Verteilung verfügbare Einkommen schmälern.«


    Die jüngere internationale Forschung im Bereich der Makroökonomik zieht jedoch diese big trade-off hypothesis in Zweifel und mit ihr den Ansatz der trickle-down economics. Dabei können angebots- und nachfrageseitige Argumente unterschieden werden.2


    Ungleichheit als Produktivitätsbremse?


    Ostry, Berg und Tsangarides (2014) und Dabla-Norris etal. (2015) unterscheiden die folgenden angebotsseitigen Argumente:


    
      	Schwächung des Humankapitals: Wenn relativ einkommensschwache Personen nicht in der Lage sind, eine gute Ausbildung und Gesundheitsversorgung zu finanzieren, reduzieren sich durch die Zunahme von Einkommensungleichheit insbesondere in der unteren Hälfte der Verteilung die Investitionen in Humankapital mit negativen Wirkungen auf das Produktivitätswachstum.


      	Politische Instabilität: Ökonomische Ungleichheit kann zu politischer Instabilität führen, und die damit verbundene Unsicherheit für die Marktteilnehmer kann mit geringen Investitionen und Produktivitätseinbußen verbunden sein.


      	Zunahme politischer Korruption: Hohe Ungleichheit bei Einkommen und Vermögen kann dazu führen, dass finanzstarke Interessengruppen den politischen Prozess dominieren und beispielsweise eine übermäßige, wachstumshemmende Deregulierung der Finanzmärkte erwirken.

    


    Ostry, Berg und Tsangarides (2014) führen Wachstumsregressionen für eine Gruppe von Industrie- und Entwicklungsländern durch und kommen zu dem Ergebnis, dass Länder mit höherer Einkommensungleichheit, gemessen am Gini-Koeffizient für die verfügbaren Haushaltseinkommen, in den vergangenen Jahrzehnten ein geringeres Wirtschaftswachstum und kürzere Wachstumsphasen zu verzeichnen hatten als Länder mit geringerer Einkommensungleichheit (unter Berücksichtigung anderer, das Wachstum beeinflussender Faktoren). Sie argumentieren ebenfalls, dass staatliche Einkommensumverteilung in der Regel positive Effekte auf das Wachstum hat. Zwar kann eine sehr starke staatliche Umverteilung wegen der damit einhergehenden Anreizwirkungen, isoliert betrachtet, einen negativen Effekt auf das Wachstum haben. Zugleich hat die staatliche Umverteilung aber einen indirekten positiven Effekt auf das Wirtschaftswachstum, eben weil sie die Ungleichheit der Nettoeinkommen reduziert. Für die meisten Länder wird daher durch staatliche Umverteilung das Wachstum insgesamt gestärkt. Und selbst bei extremer Umverteilung sind keine negativen Wachstumswirkungen zu erwarten.


    Cingano (2014) bestätigt dieses Ergebnis für die Länder der OECD. Nach seinen Schätzungen wäre das Wirtschaftswachstum in Ländern wie den USA, Großbritannien oder Deutschland zwischen 1990 und 2010 um mehr als ein Fünftel höher gewesen, wenn der Gini-Koeffizient der Nettoeinkommen nicht gestiegen wäre. In Ländern wie Neuseeland oder Mexiko waren die negativen Wachstumseffekte der Ungleichheit noch deutlich stärker. Cingano (2014) argumentiert, dass insbesondere die Einkommensungleichheit am unteren Ende der Verteilung von Bedeutung ist. Die Erklärung ist, dass untere Einkommensgruppen im Zuge steigender Ungleichheit weniger in Bildung investieren können, wodurch die Entwicklung des Humankapitals geschwächt wird.


    Bei der Interpretation dieser Ergebnisse ist zwar aus methodischer Sicht Vorsicht geboten, wie etwa Paul Krugman (2015) ausführt. Denkbar wäre auch, dass in einzelnen Ländern ein geringes Wachstum ursächlich für den Anstieg der Einkommensungleichheit mitverantwortlich war. Grundsätzlich sind die Ergebnisse empirischer Untersuchungen zum Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wachstum mit großer Unsicherheit behaftet. Je nach betrachtetem Zeitraum, Länderauswahl und methodischem Design fallen die Schlussfolgerungen sehr unterschiedlich aus (vgl. Behringer, Theobald und van Treeck 2016). Klar ist aber: Die vermeintlich einfachen Lehrbuchthesen der trickle-down economics erscheinen im Lichte der neueren Forschungsergebnisse jedenfalls kaum haltbar.


    Ungleichheit als Krisenursache?


    Jenseits des angebotsseitigen Zusammenhangs zwischen Ungleichheit und Produktivitätswachstum liegt ein zentrales Problem in der Frage, wie bei hoher bzw. stark steigender Einkommensungleichheit eine hinreichend große Nachfrage generiert werden kann, um die gesamtwirtschaftlichen Produktionskapazitäten auszulasten und eine hohe Arbeitslosigkeit zu verhindern. Von besonderer Bedeutung ist dabei die Entwicklung des privaten Konsums, der in den entwickelten Volkswirtschaften in der Regel zwischen 60 und 70% des Bruttoinlandsprodukts ausmacht: Wenn sich im Zuge steigender Ungleichheit die Einkommen der breiten Masse der Bevölkerung nur schwach entwickeln, droht entweder eine Überschuldung der privaten Haushalte, wenn die unteren Einkommensgruppen ihren Konsum kreditfinanziert hochhalten, oder ein gesamtwirtschaftlicher Nachfrageausfall.


    So vertreten viele Ökonomen die These, dass der starke Anstieg der Einkommensungleichheit in den USA in einem ursächlichen Zusammenhang mit der Finanz- und Wirtschaftskrise nach 2007 steht.3 Besondere Aufmerksamkeit in der breiteren Öffentlichkeit erlangte diese Hypothese durch einen 2010 veröffentlichten Bestseller von Raghuram Rajan, früherer Chefökonom des IWF.


    Der vermutete Zusammenhang zwischen Einkommensungleichheit und Finanzkrise kennt verschiedene Varianten, deren Kern sich aber kurz wie folgt zusammenfassen lässt: Seit Beginn der 1980er Jahre ist die Einkommensungleichheit in den USA stark gestiegen, insbesondere am obersten Ende der Einkommensverteilung. Die darunter liegenden Einkommensgruppen konnten ihre relativen Kaufkraftverluste aber teilweise durch längere Arbeitszeiten, geringere Ersparnis und höhere Verschuldung kompensieren (vgl. Reich 2010; Frank, Levine und Dijk 2014). Der Zugang zu Krediten für Konsumenten selbst mit zweifelhafter Bonität wurde durch deregulierte und innovative Kreditmärkte ermöglicht, aber auch durch die direkte politische Förderung von Immobilienkrediten und eine expansive Zinspolitik (vgl. Rajan 2010; Stiglitz 2012). Ohne die hohe Konsumorientierung und Kreditaufnahme aller Einkommensgruppen unterhalb der Spitzenverdiener wäre das Wirtschaftswachstum demnach geringer und die Arbeitslosigkeit höher gewesen. Allerdings hat die Überschuldung der privaten Haushalte maßgeblich die Gefahr einer privaten Schuldenkrise erhöht, die sich schließlich in der Großen Rezession ab 2008 realisiert hat (vgl. Kumhof, Rancière und Winant 2015). Eine ganz ähnliche Entwicklung lässt sich für Großbritannien und einige andere Länder insbesondere im angelsächsischen Raum feststellen, die im Vorfeld der Krise ebenfalls einen starken Anstieg der Spitzeneinkommen und der privaten Verschuldung erlebten. Aus dem kreditfinanzierten privaten Nachfrageboom resultierten in diesen Ländern zunehmende Leistungsbilanzdefizite, die zunächst problemlos über die internationalen Finanzmärkte finanziert werden konnten, dann aber mit zur weltweiten Finanzkrise ab 2007 beitrugen (vgl. Kumhof et al. 2012).


    In einer Reihe weiterer Länder wie China, Deutschland und Japan ist es in den Jahren vor der Krise ebenfalls zu deutlichen Verschiebungen in der Einkommensverteilung hin zu mehr Ungleichheit gekommen, allerdings gingen diese mit einer relativ schwachen binnenwirtschaftlichen Entwicklung und zunehmenden Exportüberschüssen einher. Kumhof et al. (2012) argumentieren, dass in China und anderen Schwellenländern das dort unterentwickelte Finanzsystem den unteren Einkommensgruppen den Zugang zu Krediten erschwerte, weswegen der Anstieg der Einkommensungleichheit in diesen Ländern mit einer Schwächung des privaten Konsums und nicht mit höherer Verschuldung einherging. Die reichen Haushalte, die von der Umverteilung profitierten, erwarben daher in zunehmendem Maße ausländische Finanztitel, weil sie ihre gestiegenen Ersparnisse im Inland nicht attraktiv anlegen konnten.


    In Deutschland (und anderen Exportüberschussländern) ist der Anteil der sehr hohen Einkommen an den gesamten Haushaltseinkommen (Top­einkommensquoten) weniger stark gestiegen als in den angelsächsischen Ländern. Während in den USA oder Großbritannien die Unternehmen ihre steigenden Einnahmen unter dem Druck der »Shareholder-Value-Orientierung« und des »Markts für Manager« an die Spitzenverdiener innerhalb des Haushaltssektors weitergegeben haben, hat der Unternehmenssektor in Deutschland seine während der 2000er Jahre explodierenden Gewinne in hohem Maße einbehalten. Die damit einhergehende schwache Entwicklung der Lohn- bzw. Haushaltseinkommen (und die im Vergleich zu den angelsächsischen Ländern geringeren Möglichkeiten zu kreditfinanziertem Konsum) werden von vielen Ökonomen als eine Ursache für die schwache binnenwirtschaftliche Entwicklung und die hohe Exportabhängigkeit der deutschen Volkswirtschaft ausgemacht (vgl. Behringer et al. 2013).


    Eine hohe Einkommensungleichheit kann somit über die skizzierten Nachfrageeffekte zu globalen Ungleichgewichten im Außenhandel beitragen (vgl. Behringer und van Treeck 2018) und die Wahrscheinlichkeit von Finanzkrisen erhöhen.


    Gleichmässigere Einkommensverteilung für stabileres Wachstum


    Es gibt Anhaltspunkte dafür, dass Verschiebungen in der Einkommensverteilung zur Entstehung von nicht nachhaltigen Wachstumsmodellen in verschiedenen Ländern beigetragen haben. Die Entwicklung der Ungleichheit und ihre gesamtwirtschaftlichen Wirkungen hängen dabei entscheidend von länderspezifischen Institutionen ab (vgl. Behringer und van Treeck 2017). Während das US-amerikanische Modell in den letzten Jahrzehnten durch stark steigende Spitzenhaushaltseinkommen geprägt war, zeigen die üblichen Maße für die personelle Einkommensverteilung für Deutschland hier eine weniger dramatische Entwicklung an. Hierzulande sind vielmehr die stark steigenden (einbehaltenen) Unternehmensgewinne, die nicht in Statistiken zur Einkommensungleichheit erfasst werden, ein Grund für die schwache Entwicklung der Masseneinkommen.


    Das kreditfinanzierte Wachstumsmodell wichtiger Leistungsbilanzdefizitländer wie den USA oder Großbritannien hat sich mit der Krise ab 2007 als nicht nachhaltig erwiesen. In Zukunft wird hier eine stabile Entwicklung des privaten Konsums nur mit entsprechenden Zuwächsen bei den Masseneinkommen zu erreichen sein. Auch das deutsche Exportüberschussmodell mit seinen strukturellen Finanzierungsüberschüssen im Unternehmenssektor ist inhärent instabil. Die Korrektur von Fehlentwicklungen in der Einkommensverteilung wird eine wichtige Rolle bei der Suche nach einem nachhaltigen Wachstumsmodell spielen müssen.
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    Ungleichheit und Wirtschaftswachstum – ein nicht-linearer Zusammenhang


    In den vergangenen Jahren wurde die Debatte um die Ungleichheit in der Gesellschaft um eine neue Facette ergänzt. Im Jahr 2014 kamen Studien des Internationalen Währungsfonds (IWF) wie auch der OECD gleichermaßen zu dem Ergebnis, dass eine steigende Einkommens­ungleichheit ein geringeres Wirtschaftswachstum impliziere und gleichzeitig, dass von höherer Umverteilung eher keine wachstumshemmenden Effekte zu erwarten wären (vgl. Cingano 2014; Ostry, Berg und Tsangarides (2014). Besonders häufig wurde der kausal interpretierte Befund aus der OECD-Studie aufgegriffen, dass in Deutschland bei gleichbleibender Einkommensungleichheit das Wirtschaftswachstum zwischen 1990 und 2010 um fast 6 Prozentpunkte höher hätte ausfallen können.


    Die Studien erhielten auch insbesondere deswegen große mediale und politische Aufmerksamkeit, da sie den bis dahin weitläufig vermuteten Trade off zwischen Effizienz und Gerechtigkeit in Frage stellten. Ein grundlegender Zielkonflikt der Wirtschaftspolitik wäre gelöst, da insbesondere gemäß der OECD-Studie von ungleichheitsreduzierenden Umverteilungsmaßnahmen keine negativen Anreizeffekte ausgingen, sondern die geringere Ungleichheit zu einem höheren Wachstum führe.


    Theoretischer Hintergrund


    In der theoretischen Literatur werden sowohl kausale Mechanismen diskutiert, die für einen positiven Einfluss von Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum sprechen, als auch Argumente, die eher auf einen negativen Zusammenhang deuten.


    Das zentrale Argument für einen positiven Wachstumseffekt der Ungleichheitshöhe liegt in den Leistungs- und Innovationsanreizen, die sich aus den damit einhergehenden (erwarteten) Einkommensvorteilen und -unterschieden ergeben. Befragungen in Deutschland deuten beispielsweise darauf hin, dass Unterschiede in den Einkommen durchaus gewünscht sind, wenn sie verschiedene Leistungen widerspiegeln. Knapp drei Viertel der im Auftrag des Presse- und Informationsamts der deutschen Bundesregierung zu den Einstellungen zum Thema Ungleichheit Befragten sind beispielsweise der Meinung, dass diejenigen, die mehr in die Renten- und Arbeitslosenversicherung einzahlen, auch bessere Leistungen bekommen sollten. Auch über die Sparquote einer Volkswirtschaft kann ein positiver Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wachstum erklärt werden, da die Sparquote in den oberen Einkommensschichten tendenziell höher ausfällt. Dies geht mit einer höheren Ersparnis einher, die dann für Investitionszwecke zur Verfügung steht und dar­über hinaus eine positive Wirkung auf das Wirtschaftswachstum haben kann.


    Ein negativer Einfluss kommt beispielsweise dann zustande, wenn Menschen mit geringen Einkommen einen schlechteren Zugang zum Bildungssystem haben und dadurch eine optimale Entfaltung der Bildungschancen verhindert wird. Dieser Mechanismus ist besonders stark in Entwicklungsländern zu erwarten, in denen viele Menschen nur begrenzten Zugang zum Bildungssystem haben. Ein wachstumshemmender Effekt kann sich ebenfalls ergeben, wenn die Höhe der Ungleichheit so hoch ist, dass sie mit sozialen Unruhen und politischer Instabilität einhergeht. Auch kann eine hohe Ungleichheit zu einer Verschiebung der Präferenzen in Richtung umfassenderer Umverteilungsmaßnahmen führen, die dann nach konventioneller Theorie das Wirtschaftswachstum hemmen. Zuletzt kann sich eine mit höherer Ungleichheit einhergehende niedrige Konsumquote negativ auf das Wachstum auswirken.


    Empirische Studien


    Mit Blick auf die bisherigen Studien zum Einfluss von Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum ist es zunächst einmal interessant festzuhalten, dass diese Thematik keineswegs ein neues Feld in der ökonomischen Literatur ist. Bereits in den 1990er Jahren war der Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wachstum Gegenstand einer großen Anzahl empirischer Analysen. Das Papier von Neves et al. (2016) zeigt in einer umfassenden Übersicht der zum Thema bereits veröffentlichten Studien, dass der geschätzte Koeffizient für die Auswirkung zunehmender Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum in einer recht großen Bandbreite zwischen –0,135 und 0,156 Prozentpunkten liegt.


    Der Effekt zunehmender Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum ist gemäß der Meta-Analyse im Durchschnitt und bei Berücksichtigung der Stu­dienunterschiede negativ und statistisch signifikant, aber ökonomisch nicht sehr bedeutend. Ein Anstieg des Gini-Koeffizienten um 10 Prozentpunkte geht demnach mit einem um 0,1 Prozentpunkte geringerem Wirtschaftswachstum einher.3 Zur Einordnung: In Deutschland ist der Gini-Koeffizient der Netto-Einkommensungleichheit seit der Wiedervereinigung von 0,25 um rund 4 Prozentpunkte auf 0,29 gestiegen. Darüber hinaus deutet der Studienüberblick von Neves et al. (2016) darauf hin, dass wachstumshemmende Effekte eher in schwach entwickelten Volkswirtschaften zu erwarten sind.


    Kritische Einordnung der OECD-Studie


    Auf den ersten Blick bringt die OECD-Studie in unterschiedlichen Spezifikationen robust das Ergebnis eines negativen Effekts der Einkommensungleichheit auf das Wirtschaftswachstum hervor (vgl. Cingano 2014). Weiterhin zeigen die Schätzungen, dass die Höhe der staatlichen Umverteilung – gemessen als Unterschied der Ungleichheit vor und nach den staatlichen Abgaben und Transfers – hingegen keinen signifikanten Einfluss auf das Wirtschaftswachstum hat. Weitere Analysen führen zu der Erklärung, dass der negative Einfluss der Ungleichheit weniger auf die Einkommenskonzentration am oberen Ende der Verteilung zurückgeht, sondern vor allem darauf, dass Kinder aus einkommensschwachen Schichten schlechtere Chancen im Bildungssystem haben.


    Die Erklärung ist mit Blick auf die vorherigen Regressionsergebnisse allerdings insofern überraschend, da das Bildungsniveau bereits in den Wachstumsschätzungen explizit berücksichtigt wird und – im Gegensatz zur Ungleichheit – keinen signifikanten Einfluss auf das Wirtschaftswachstum offenbart. Der widersprüchliche Befund wird mit der Möglichkeit begründet, dass die beim sogenannten System GMM Schätzer als Instrumente verwendeten zurückliegenden Veränderungen des Bildungsniveaus eventuell nur einen geringen Erklärungsbeitrag für die aktuellen Bildungsniveaus aufweisen. Ein einfacher Regres­-sionstest zeigt jedoch, dass dieses weniger für die Bildungsvariable als für die Ungleichheitsvariable gilt, bei der die verzögerten Ungleichheitsveränderungen das aktuelle Niveau der Ungleichheit überhaupt nicht erklären können (vgl. Kolev und Niehues 2016). Die Überprüfung der möglichen Erklärung stellt somit sehr viel mehr die Validität des Regressionskoeffizienten der Ungleichheitsvariablen in Frage.


    Weitere Robustheitschecks zeigen darüber hinaus, dass sich nur in wenigen Spezifikationen auf Basis ausgewählter Länder und Daten ein signifikant negativer Einfluss der Einkommensungleichheit auf das Wirtschaftswachstum reproduzieren lässt. Beispielsweise verschwindet der negative Ungleichheitseffekt unmittelbar, wenn eine Dummy-Variable für postkommunistische Länder hinzugefügt wurde. Hier zeigt sich die Bedeutung spezifischer Ländereffekte für die beobachteten Ergebnisse: Diese Länder weisen gleichzeitig ein geringeres Ungleichheitsniveau und ein vergleichsweise hohes Wirtschaftswachstum im betrachteten Zeitraum aus. Doch die geringe Ungleichheit ist nicht zwangsläufig die Erklärung für das hohe Wirtschaftswachstum. Viel wahrscheinlicher ist es, dass das hohe Wirtschaftswachstum in diesen Ländern konvergenzbedingt ist. Kontrolliert man die Ländereffekte und betrachtet ausschließlich die zeitlichen Veränderungen der Variablen, wird aus einem leicht negativen Zusammenhang zwischen Ungleichheit und Wirtschaftswachstum ein schwach positiver Effekt.


    Nicht-linearer Einfluss der Ungleichheit


    Wohingegen die methodischen Unsicherheiten des ne­gativen Zusammenhangs erst durch einen aufmerksamen Blick in die Studie sowie durch Replikation und Robustheitschecks der Regressionsanalyse offenbar werden, hätten auch schon die vielfach graphisch darge­stellten Haupt­ergebnisse der Studie (vgl. Cingano 2014, Abb.3) Fragen aufwerfen können. Aus der Abbildung geht unmittelbar hervor, dass der wachstumshemmende Effekt steigender Einkommensungleichheit auf das Wirtschaftswachstum in den skandinavischen Ländern Schweden, Finnland und Norwegen erkennbar stärker ausfiel als beispielsweise in den USA, obwohl diese sich bekanntlich durch eine deutlich höhere Polarisation der Einkommen kennzeichnen. Das Ergebnis ist insofern sehr überraschend, da die skandinavischen Länder insbesondere bei Analysen zur Bildungsmobilität im Vergleich zu anderen Ländern regelmäßig sehr gut abschneiden. Nach der Theorie wäre also gerade für diese Länder zu erwarten, dass die wachstumshemmenden Effekte steigender Ungleichheit vergleichsweise gering ausfallen müssten. Da in der OECD-Studie nur lineare Einflüsse untersucht werden, ergibt sich allerdings zwangsläufig ein konstanter Einfluss steigender Ungleichheit in allen Ländern.


    Wenn man hingegen – gemäß der dargelegten theoretischen Argumente naheliegend – auch nicht-lineare Einflüsse berücksichtigt, zeigt sich, dass der Effekt zunehmender Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum entscheidend von dem bereits vorliegenden Niveau an Ungleichheit abhängt (vgl. Kolev und Niehues 2016). Im weltweiten Vergleich von 113 Ländern ist bis zu einem Schwellenwert des Gini-Koeffizienten von 0,35 – wenn überhaupt – eher von einem positiven Zusammenhang auszugehen. Erst wenn dieses »gute Maß« an Ungleichheit überschritten wird, ist mit negativen Folgen der zunehmenden Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum zu rechnen. Auch der Entwicklungsstand der Länder spielt eine entscheidende Rolle. In weniger entwickelten Volkswirtschaften – oder genauer, in Ländern, deren BIP pro Kopf 9000 US-Dollar nicht übersteigt – zeigt sich in den Schätzungen ein negativer Effekt zunehmender Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum.


    Auch Fuest et al. (2018) kommen auf Basis 16 verschiedener Schätzspezifikationen zu dem vergleichbaren Befund, dass der durchschnittliche Schwellenwert für einen negativen Ungleichheitseinfluss bei unter 5000 US-Dollar liegt. Ein wachstumshemmender Effekt steigender Ungleichheit ist demnach nur in Ländern mit vergleichsweise geringem Entwicklungsstand zu vermuten.


    Abbildung 1 zeigt, welche Länder gemäß der ermittelten (konservativen) Schwellenwerte eines weltweiten Vergleichs mit einem wachstumsmindernden Einfluss steigender Ungleichheit rechnen müssen. Eine Gefahr für das Wirtschaftswachstum ist eher in Ländern der ersten drei Quadranten des Diagramms zu erwarten. Die Darstellung zeigt bspw., dass sich das Ungleichheitsniveau in den USA bereits in einem Bereich befindet, in dem bei weiter steigender Ungleichheit wachstumshemmende Effekte wahrscheinlicher werden. Mit einem Gini-Koeffizienten von 0,29 ist das Ungleichheitsniveau in Deutschland hingegen im internationalen Vergleich eher gering, gleichzeitig ist das Wohlstandsniveau deutlich überdurchschnittlich. Wie auch viele andere EU-Staaten sortiert sich Deutschland mit diesen Kennziffern eindeutig in den vierten Quadranten ein, in dem ein wachstumshemmender Effekt steigender Ungleichheit sehr un­wahrscheinlich ist.


    
    Abb. 1
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    Auch bei dem ebenfalls in der Debatte diskutierten Einfluss staatlicher Umverteilung auf das Wirtschaftswachstum ist davon auszugehen, dass etwaige negative Anreizeffekte mit der bereits bestehenden Höhe von Abgaben, Steuern und Transfers zusammenhängen. Im Einklang mit dieser Hypothese findet die IWF-Studie bei Berücksichtigung nicht-linearer Effekte tatsächlich Evidenz dafür, dass in den Ländern, in denen die Umverteilung bereits sehr hoch ist, eine weitere Steigerung der Umverteilung schädlich für das Wirtschaftswachstum ist, wie von der verbreiteten Hypothese des Trade-offs zwischen Effizienz und Gerechtigkeit vorhergesagt (vgl. Ostry, Berg und Tsangarides 2014, S. 23). Deutschland gehört gemäß der IWF-Studie zum Kreis der Länder, innerhalb derer dieses Niveau bereits überschritten ist.


    Korrelation und Kausalität


    Plausibilitätsüberlegungen und ökonometrische Robustheitschecks legen nahe, dass der vielfach in Debatten zitierte negative Zusammenhang zwischen Einkommensungleichheit und Wirtschaftswachstum insbesondere für Länder mit hohem Entwicklungsstand und im internationalen Vergleich geringer Ungleichheit wenig robust ist. Die Ungleichheits-Schwellen-werte, oberhalb derer wachstumshemmende Effekte zu erwarten sind, liegen deutlich über dem Ungleichheitsniveau in Deutschland. Auch die spezifische Abfolge der Ungleichheitsentwicklung und Wachstumsperioden in Deutschland lässt einen negativen Einfluss steigender Ungleichheit unwahrscheinlich erscheinen. Der in den zugrunde liegenden Daten zu beobachtende Ungleichheitsanstieg hat sich nahezu in Gänze zwischen dem Ende der 1990er Jahre und 2005 vollzogen – und insofern gleichzeitig mit der Periode des schwächsten Wirtschaftswachstums. In der Folgeperiode, aus der in Wachstumsanalysen der Einfluss der Ungleichheit ermittelt wird, fiel das Wachstum indes höher aus.


    Grundsätzlich lässt sich festhalten, dass sich aus ländervergleichenden Studien nur schwer kausale Effekte von Ungleichheit auf das Wirtschaftswachstum identifizieren lassen. Ob das Ungleichheitsniveau eines Landes zu Unruhen und Instabilitäten führt, hängt nicht zuletzt entscheidend davon ab, wie die Ungleichheit innerhalb des Landes wahrgenommen wird und welche Gerechtigkeitsvorstellungen in der Gesellschaft vorherrschen.


    Der weltweite korrelative Zusammenhang zwischen niedriger Ungleichheit und hohem Entwicklungsstand deutet gleichwohl darauf hin, dass sich beide Größen gleichzeitig erreichen lassen. Stabile und glaubwürdige Institutionen, eine befähigende Bildungspolitik sowie eine kluge und zukunftsweisende Investitionspolitik sind für das simultane Erreichen beider Ziele unerlässlich.
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    Ungleichheiten und Utopien


    Über die Ungleichheiten in der Welt und den einzelnen Ländern wird in den letzten Jahren zunehmend intensiv und leidenschaftlich diskutiert. Bevor man allerdings in die Diskussion einsteigt, lohnt es sich zu charakterisieren, um welche Art von Ungleichheit es geht. Eine einfache, aber für die weiteren Ausführungen nützliche Unterscheidung ist die Ungleichheit zwischen der materiellen Situation einzelner Menschen und Nationen (Einkommen und Vermögen) und der Ungleichheit der Lebenschancen (vgl. Balcerowicz 2016, S. 1). Die Aufmerksamkeit der Nationalökonomen konzentrierte sich seit den Zeiten Adam Smith einseitig auf die ungleiche materielle Situation der Menschen. Karl Marx formulierte aufgrund der Tatsache großer Ungleichheit der Vermögen und Einkommen zwischen der besitzenden Klasse und dem weitgehend mittelosen Proletariat des 19. Jahrhunderts die These vom unüberwindbaren antagonistischen Widerspruch der kapitalistischen Klassengesellschaft. In Übereinstimmung mit der von ihm entwickelten Theorie des historischen Materialismus konnte dieser Widerspruch nur auf dem Wege einer siegreichen proletarischen Revolution und Diktatur des Proletariats überwunden werden. Nach ihrem Sieg winkte der Menschheit die Utopie einer klassenlosen Gesellschaft, in der alle ihre Mitglieder zugleich frei und gleich sind. In der sozialistischen Gesellschaft sollte, neben persönlicher Freiheit für alle, materieller Wohlstand für alle herrschen. Auch der Staat sollte absterben und den Assoziationen freier Menschen Platz machen. Diese, hier kurzgefasste Marxsche Utopie bildete durch ihre Attraktivität für die Arbeiterbewegungen und Arbeiterparteien die Antriebskraft und das Leitbild für zahlreiche soziale Revolutionen, angefangen mit der Pariser Kommune im Jahr 1871.


    Die sozialgesellschaftlichen Utopien lenken die Aufmerksamkeit der Menschen von Beschwerlichkeiten und Widersprüchen ihres Alltags ab und verheißen eine neue wohlhabendere und gerechtere Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung. Jürgen Habermas warnt in diesem Zusammenhang vor einem Übermaß an kühlem Pragmatismus und einem dadurch diktierten Verzicht auf Utopien: »Wenn die utopischen Oasen austrocknen, breitet sich eine Wüste von Banalität und Ratlosigkeit aus.« (Habermas 2002, S. 370) Andererseits muss in Betracht gezogen werden, dass Utopien durch ihre verführerische Kraft große Gesellschaftsgruppen und ganze Nationen in eine falsche und gefährliche Richtung lenken können. Diese Wirkung blieb auch der Marxschen Utopie nicht erspart. Unter ihrer Implementierung seit der Oktoberrevolution 1917 mussten die Völker der Sowjetunion und seit 1945 auch die meisten mitteleuropäischen Nationen lange Jahrzehnte leiden.


    Bei der Umsetzung der sozialistischen Utopie in die wirtschaftliche und gesellschaftliche Praxis wurden ihre inneren Widersprüche nicht gesehen bzw. bewusst übersehen. Der am schwersten wiegende Widerspruch bezieht sich auf die Relation zwischen den Hauptzielen der sozialistischen Gesellschaft und den dafür eingesetzten Mitteln. Die Enteignung der privaten Produktionsmitteln, verbunden mit ihrer Verstaatlichung und der Ersetzung des Marktes in seiner Allokationsfunktion durch die Zentralverwaltungswirtschaft, erwiesen sich im Verlauf vieler entbehrungsreicher Dekaden des »sozialistischen Experiments« als völlig ungeeignet, um materiellen Wohlstand für die Gesellschaft und Freiheit für einzelne Menschen zu erreichen. Der grundsätzliche Fehler der marxistischen Ideologen und Politiker war, den Völkern etwas zu versprechen, das einfach unrealisierbar war. Im krassen Gegensatz dazu steht die nach 1948 in Westdeutschland etablierte Politik der Sozialen Marktwirtschaft unter Ludwig Erhard. Dieser Politiker konnte durch Aktivierung der Allokationsfunktion des von der staatlichen Ordnungspolitik umrahmten Marktes auf Basis des Privateigentums an Produktionsmitteln sowohl materiellen Wohlstand als auch die Freiheit der Bürger sichern. Der Erfolg der Sozialen Marktwirtschaft strahlte durch die Attraktivität des westdeutschen Wohlstandes und die persönliche Freiheit der Menschen auf den ganzen mittel- und osteuropäischen Raum aus (vgl. Erhard 1990)


    Die liberale Revolution


    Die Ungleichheit in den Ländern Mittel- und Osteuropas hatte keine vorwiegend interne, sondern vor allem externe Ursachen. Nach mehr als 40 Jahren des »sozialistischen Experiments« ist den intelektuellen Eliten wie auch der Mehrheit der Völker in Polen, Ungarn, der Tschechoslowakei und den baltischen Ländern immer klarer geworden, dass sich der seit der Zwischenkriegszeit 1918–1939 existierende große wirtschaftliche Entwicklungsrückstand zu Deutschland und Westeuropa nicht nur verringert, sondern im Gegenteil noch vergrößert hat. Das Scheitern des marxistischen Experiments auf der ökonomischen Ebene ist für fast alle Beteiligten in den 1980er Jahren mehr als offensichtlich geworden. Auch politisch konnte die diesen Ländern von der Sowjetunion nach 1945 aufoktroyierte sozialistische Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung den Bürgern keine wirkliche Alternative für die persönliche Freiheit und Demokratie des westlichen Europas bieten.


    Die an der Wende der 1980er/1990er Jahre des 20. Jahrhunderts eingeleitete Systemtransformation in Richtung des westlichen Ordnungsmodells verlief in der Atmosphäre einer allgemeinen Euphorie. Się erfasste sogar die Vereinigten Staaten von Amerika, wo Francis Fukuyama medienwirksam und zugleich naiv das »Ende der Geschichte« verkündete. Diese Naivität äußerte sich in den Transformationsländern auch in den damals dominierenden sehr kurzfristigen optimistischen Erwartungen einiger Politiker und der Mehrheit der Völker. Man kann hier an die berühmt gewordene Vision der »blühenden Landschaften» von Helmut Kohl erinnern oder, mehr volkstümlich, an den verbreiteten gängigen Spruch »Russen raus, Markt rein und in zwei Jahren leben wir wie in Deutschland«. Übertriebene Erwartungen auf eine Wiederholung des westdeutschen »Wirtschaftswunders« nach 1948 unter Erhard kamöen auf. Dieser blauäugige Optimismus trug jedoch durch unvermeidliche Enttäuschungen künftige Probleme und Schwierigkeiten. für die Zukunf in sich.


    Die Erwartungen eines »Wirtschaftswunders« nach nun schon mehr als 25 Jahren des Transformations­prozesses gingen nur für eine zahlenmäßig eher geringe Bevölkerungsgruppe wirklich in Erfüllung. Erfolgreiche Unternehmer, hochqualifizierte Spezialisten in auf dem Markt sehr gefragten Berufen, Spekulanten, korrupte hohe Beamten und Politiker erreichten einen westlichen Lebensstandard. Große Teile der Bevölkerung außerhalb der boomenden Großstädte, mit ungenügender beruflichen Ausbildung und zu geringer persönlicher Durchsetzungsfähigkeit, wurden von dem materiellen Fortschritt der ersten Dekaden der marktwirtschaftlichen Entwicklung abgehängt. Dazu gesellten sich Befürchtungen vor der immer komplizierter, komplexer und dynamischer werdenden modernen Welt. Eine wachsende Unsicherheit und die Intransparenz der Welt erzeugten existenzielle Ängste. Aus Sicht der Psychologie beeinflussen solche Befürchtungen die Denk- und Verhaltensweisen der betroffenen Menschen in Richtung auf Auftreten eines Regress, das heißt, sie befördern solche Einstellungen wie Bevorzugung der Familie als Ort der Sicherheit, Rückkehr zu Traditionen und Heimatliebe, Exponierung der Nation und des Nationalismus, Verlangen nach einer starken und stabilen politischen Führung, Ablehnung der Fremden und der weltweiten Globalisierung.


    Die Gegenrevolution


    Auf die euphorische liberale Revolution der letzten Dekade des 20. Jahrhunderts folgte im 21. Jahrhundert eine antiliberale Gegenrevolution. Die Gegenrevolution, die zunächst vorwiegend die politische Sphäre erfasste, erhielt vor allem nach der Weltfinanz-und Wirtschaftskrise 2007/200 Schwung und öffentliche Aufmerksamkeit. Antiliberale Kritikern stellten zunehmend westliche Werte und die an sie angepassten institutionelle Arrangements der westeuropäischen Länder (z.B. die Europäische Union) in Frage. Die von dem polnisch-britischen Soziologen Zygmunt Baumann thematisierte Problematik der Balance zwischen persönlicher Freiheit und Sicherheit fing an, sich allmählich in Richtung Sicherheit zu verschieben. Die damals noch oppositionellen Parteien, die ungarische Fidesz und die polnische Recht und Gerechtigkeit (PIS), machten sich zum Träger und Sprachrohr dieser gesellschaftlichen Tendenzen. Sie nutzten die sprichwörtliche »Gunst der Stunde«, um auf der Welle der verbreiteten Enttäuschung und Unzufriedenheit über die bisherigen Transformationsergebnisse an die politische Macht zu kommen.


    Besonders zügig nutzte die vom Victor Orban geführte ungarische Fidesz diese Tendenzen. Nach einem kurzen Intermezzo in den Jahren 1998–2002 stellt die Partei Orbans seit den im Jahr 2010 gewonnenen Parlamentswahlen ununterbrochen die ungarische Regierung. Der Partei- und Regierungschef versteht sich als Ordnungspolitiker und verkündet für Ungarn eine »Ordnung des neuen Typs für ewige Zeiten«. Die Personalpolitik wird in der Praxis des Regierungsgeschäfts immer öfter über die vorhandenen institutionellen Strukturen des Staates gestellt. Mit Orban als Pate bildete sich eine »adoptive politische Familie« heraus, die nach den Worten von Magyar Balint immer mehr einem »Mafiastaat« ähnelt. Balint betont, es gehe dabei nicht darum, dass die in Ungarn vorhandene Mafia starken Einfluss auf den ungarischen Staat ausübe, sondern darum, dass der Staat selbst wie eine Mafia handele. Besonders deutlich kommt das in der Redistribution des vorhandenen Vermögens zum Vorschein. Die regierende Gruppe vertritt die Meinung, dass nach 1990 in den ersten Tansformationsjahren zu viel Vermögen in die Hände »unwahrer« kosmopolitisch und proeuropäisch eingestellter Ungarn kam. Die staatlich beförderte Redistribution soll vor allem die nationalistisch gesinnten »wahren« Ungarn begünstigen, genauer gesagt, handelt es sich hier vor allem um die Mitglieder der von Orban angeführten politischen Familie. Eine solche tief in die schon bestehenden Eigentumsverhältnisse eingreifende Umverteilungskampagne wird in den der Regierung fast vollständig unterstellten öffentlichen und privaten Medien mit Hervorhebung der glorreichen Vergangenheit Ungarns, nationaler Ideen und der Eigenständigkeit Ungarns, auch gegenüber der EU, akzeptiert (vgl. Magyar 2018).


    In Polen kam die Partei Recht und Gerechtigkeit (PIS) von Jarosław Kaczyński erst fünf Jahre später, im Jahr 2015, nach den im Herbst gewonnenen Wahlen in die Regierungsverantwortung. Aber schon in der Opposition orientierte man sich an Ungarn als Vorbild. Als Oppositionsführer heizte Parteichef Kaczyński in einer seiner Reden die Stimmung der PIS-Anhänger mit dem bejubelten und mehrmals wiederholten Satz: »In Warschau wird es auch Budapest geben« an. Ähnlich wie Orban versprach Kaczyński nach dem Wahlsieg seiner Partei den Polen eine »neue Ordnung«. Dabei rückte die inzwischen schon abgeschlossene Unterordnung der Justiz unter die Exekutive in den Vordergrund. Der Vollstrecker dieser Politik, Justizminister Zbigniew Ziobro, übernahm zugleich auch das Amt des Generalstaats­anwalts. Die öffentlichen Medien wurden der Regierung und indirekt dem Vorsitzenden der PIS-Partei Kaczyński vollständig unterstellt. Die wirklichen Machtverhältnisse haben seit 2015 im hohen Maße informellen Charakter. Kaczyński übernahm zwar kein offizielles Regierungsamt, trotzdem steuert er die Partei und das Land aus dem Hintergrund, d.h. aus der PIS-Parteizentrale in Warschau. Es drängen sich hier Parallelen zu Polen aus den Zeiten vor dem Zweiten Weltkrieg und Marschall Józef Piłsudski auf, der das Land, auch ohne ein Regierungsamt zu besitzen, bis zu seinem Tod im Jahr 1935 de facto beherrschte. Dies alles geht mit einer starken nationalen Gesinnung der Führungsgruppe um Kaczyński und bedeutender Teile der Bevölkerung einher. In Anlehnung an die Konzeption von Piłsudski eines föderalen mitteleuropäischen Staates gibt es auch wieder neue Großmachtträume. Es sollte eine große Föderation sein, die die vielen kleinen Länder zwischen der Ostsee und der Adria vereinigt und das politische Entscheidungszentrum in Warschau hat. Wie einige polnische konservative Denker behaupten, wäre dies eine zur existierenden EU alternative EU-Ost.


    Mitteleuropa und die EU


    Nach den Worten des einflussreichen Politikers der oppositionellen Bürgerplattform Rafał Trzaskowski beabsichtigen Polen und Ungarn zurzeit keinen Austritt aus der EU. Der Brexit findet in diesen Ländern keine ernstzunehmende Nachahmer. Dazu sind die zahlreichen wirtschaftlichen, finanziellen und politischen Bindungen an die EU einfach zu stark. Beunruhigend ist jedoch nach seinen Worten, dass beide Länder allmählich von der EU abdriften. In diese kaum kontrollierbare Richtung eines Drifts weg von der Union werden sie nolens volens durch die Logik der gegenwärtigen dort stattfindenden antiliberalen Gegenrevolution gedrängt. Die Ablehnung der europäischen Werte und ihrer institutioneller Strukturen sowohl in Ungarn als auch in Polen wird nicht ohne solche Konsequenzen bleiben können. Am Ende dieses Prozeses werden sich diese Länder nicht im Entscheidungszentrum der EU, sondern an ihren entfernten östlichen Peripherien befinden. Dies würde ihnen den ungewollten, sogar verhassten Status der EU-Mitglieder 2. Klasse verleihen.


    In der sich gegenwärtig in der Welt immer weiter verbreitenden Emotionalität und Irrationalität ist ein EU-Austritt als Trotzreaktion und Verzweiflungsakt durchaus vorstellbar. Den aus der EU ausgetretenen Ländern könnten verschiedene Gefahren drohen. Eine wäre, die in der Literatur diskutierte Gefahr der säkularen Stagnation auf einem mittleren Entwicklungsniveau (vgl. Mączyńska 2015). Eine andere vorstellbare gefährliche Entwicklung ist der Anschluss dieser Länder an den von Russland bzw. China beherrschten osteuropäischen Wirtschaftsraum – wo sie auch nur eine periphäre Position hätten. Dies würde fast unausweichlich mit der politischen Dominanz dieser Großmächte an der östlichen Grenze der EU einhergehen. Mit größerem Optimismus ist auch vorstellbar, dass die künftigen Wahlen, übrigens eher in Polen als in Ungarn, zur Umkehrung von dem Weg der antiliberalen Gegenrevolution führen würden und die Länder wieder fester in der liberalen Europäischen Union verankert werden könnten. Dies würde eine Rückkehr dieser Länder auf den viel mehr Erfolg versprechenden Weg der liberalen Utopie bedeuten.
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    Wie sozial ist die »Soziale Marktwirtschaft«?


    Eine Drei-Säulen-Interpretation


    Die Frage, ob die deutsche Wirtschaftsordnung aus-reichend sozial ist, wird immer wieder gestellt und kontrovers diskutiert. Die Bevölkerung jedenfalls sieht hier mehrheitlich deutliche Defizite, denn ge-mäß der letzten Allensbacher Befragung vom Mai 2016 halten rund 42% der Deutschen die »Soziale Marktwirtschaft« für nicht wirklich sozial. Immerhin hat sich diese Einschätzung – wie Abbildung 1 zeigt – seit Mitte des vorigen Jahrzehnts im Zuge der Besserung der Lage am Arbeitsmarkt und angesichts der vor allem im europäischen Vergleich günstigen wirt-schaftlichen Entwicklung Deutschlands deutlich verbessert; gleichzeitig sind die ehedem erheblichen Unterschiede zwischen Ost- und Westdeutschland fast verschwunden.


    
    Abb. 1
[image: 1369.png]


    Wie ist aber diese nach wie vor starke Skepsis zu erklären? Eine angemessene Beantwortung der Frage setzt zunächst einmal genauere Kenntnis darüber voraus, worin das Soziale der »Sozialen Marktwirtschaft« überhaupt besteht. Die öffentliche Debatte ist diesbezüglich eher undifferenziert und oberflächlich. Zumeist wird nur an den (umverteilenden) Sozialstaat mit seinen diversen Transferleistungen gedacht oder an spezifische Regelungen am Arbeitsmarkt. Dahinter steht wohl – bewusst oder unbewusst – die Vorstellung, dass die reine Marktwirtschaft sozial zu unbefriedigenden Ergebnissen führt, die der politischen Korrektur bedürfen, um eine akzeptable Ordnung zu gewährleisten. Inwieweit ist das richtig?


    Die erste Säule: Soziale Aspekte der Marktwirtschaft selbst


    Die Väter der (west-)deutschen Wirtschaftsord-nung hatten jedenfalls eine deutlich andere Vorstellung davon, worin das Soziale ihrer Wirtschaftsordnung besteht. Ludwig Erhard z.B., der für die schrittweise Einführung der Sozialen Marktwirtschaft von 1948 bis 1966 in verschiedenen Ämtern (zunächst als Direktor des Frank­furter Wirtschaftsrates, dann von 1949 bis 1963 als Bundeswirtschaftsminister, schließlich als Bundeskanzler) politische Verantwortung trug, beschrieb dies 1954 in einem Vortrag wie folgt:


    Wir haben unsere Wirtschaftspolitik in Deutschland mit dem Begriff »Soziale Marktwirtschaft« ausgestattet. Das Beiwort »sozial« ist dabei mehr als nur eine Arabeske … Wir haben in Deutschland in einer entscheidenden Stunde – das war der Tag der Währungsreform, der 20. Juni 1948 – das Steuer unserer Wirtschaftspolitik um 180 Grad herumgerissen, um von einer völlig verkrusteten Zwangswirtschaft, vom staatlichen Dirigismus, zu einer freien Wirtschaft umzuschalten. Wir haben damit dem wirtschaftenden Menschen, gleichgültig ob Unternehmer oder Verbraucher, die völlige Freiheit des Handelns und der Entscheidung zurückgegeben …


    Wir sprechen in Deutschland von Sozialer Marktwirtschaft, weil wir es im Gegensatz zum Kapitalismus vergangener Tage und zum Liberalismus früherer Prägung – etwa dem »Manchester-Liberalismus« – nicht mehr zulassen wollen, dass sich innerhalb der Wirtschaft Machtpositionen bilden. Wir lehnen vor allem Kartelle ab ... Mein Ziel ist es, den freien Leistungswettbewerb unter allen Umständen sicherzustellen ...


    Erhards langjähriger Mitarbeiter, Professor Alfred Müller-Armack, stellte als Theoretiker und Namensgeber der »Sozialen Marktwirtschaft« 1956 im gleichnamigen Grundsatzartikel für das Handwörter-buch der Sozialwissenschaften die marktwirtschaftlich fundierten Aspekte des Sozialen noch systematischer dar:


    Nur in einem marktwirtschaftlichen System vermögen die alle Schichten umfassenden, in ihrer Marktposition überdies schwach gesicherten Konsumenten die Wirtschaft nach ihrem Bedürfnis zu lenken… Diese Orientierung am Verbrauch bedeutet bereits eine soziale Leistung der Marktwirtschaft. In gleicher Richtung wirkt die durch das Wettbewerbssystem gesicherte und laufend erzwungene Produktivitätserhöhung als eine so­ziale Verbesserung, die umso größer ist, je mehr durch den Wettbewerb einseitige Einkommensbildungen, die aus wirtschaftlicher Sonderstellung herrühren, eingedämmt werden.


    Als ein für viele wohl überraschendes Zwischenergebnis ist demnach festzuhalten, dass die Väter der Sozialen Marktwirtschaft das Soziale zunächst in der Marktwirtschaft selbst verankert sahen. Insoweit ist der Begriff »Soziale Marktwirtschaft« eher ein Pleonasmus, gleichzeitig aber ein geschickter Marketing-Schachzug, denn der Zeitgeist wehte nach dem Kriege in ganz Europa in Richtung Sozialismus. Das Ahlener Programm der nordrhein-westfälischen CDU von 1946 bezeugt dies besonders deutlich. Mit der Formel »Soziale Marktwirtschaft« wollte und konnte man offenkundig leichter die bestehenden Vorbehalte in der Bevölkerung gegenüber Kapitalismus bzw. Marktwirtschaft überwinden. Natürlich machten erst die wirtschaftlichen Erfolge im Rahmen der neuen Ordnung, das erstaunliche »Wirtschaftswunder« der 1950er Jahre, die »Soziale Marktwirtschaft« wirklich populär. 1959 beendete dann konsequenterweise auch die SPD mit dem Godesberger Programm ihre Gegnerschaft zu dieser neuen Wirtschaftsordnung.


    Der Sozialstaat als zweite Säule


    Ein Großteil der beschriebenen sozialen Effekte einer Marktwirtschaft kommt aber nur den Leistungsfähigen zugute. Auf die noch nicht oder nicht mehr Leistungsfähigen, insbesondere also auf Kinder, auf Kranke bzw. Behinderte und Alte nimmt die reine Marktwirtschaft keine Rücksicht. Deren Lebensunterhalt muss – in jeder Gesellschaft – anderweitig gesichert werden oder anders formuliert: Leistungsgerechtigkeit muss durch Bedarfsgerechtigkeit ergänzt werden. Alfred Müller- Armack formulierte diesbezüglich:


    Auf der Grundlage einer marktwirtschaftlichen Gesamtordnung kann ein vielgestaltiges und vollständiges System sozialen Schutzes errichtet werden … Der marktwirtschaftliche Einkommensprozess bietet der Sozialpolitik ein tragfähiges Fun­dament für eine staatliche Einkommensumleitung, die in Form von Fürsorgeleistungen, Renten- und Lastenausgleichszahlungen, Wohnungsbauzuschüssen, Subventionen usw. die Einkommensverteilung korrigiert.


    Er sah aber auch die Grenzen einer solchen Politik:


    Gewiss kann bei der Einkommensumleitung für soziale Ausgaben leicht die Schwelle überschritten werden, an der die Störung des Marktes beginnt. Wann überhöhte Steuersätze dies tun, ist nicht vorweg zu entscheiden. Un­­bestreitbar ist jedoch, dass ein … Marktsystem erhebliche Lasten der Einkommensumleitung zu tragen vermag (A. Müller-Armack, ebd.)


    Ludwig Erhard war allerdings diesbezüglich zurückhaltender. »Wohlstand für alle« – so auch der Titel seines berühmten Buches – sollte vor allem durch Leistung in einer auf Freiheit und Wettbewerb bestehenden Ordnung und nicht durch Umverteilung erreicht werden. Und bei steigenden Einkommen glaubte Erhard, könne man dem einzelnen Bürger mehr Eigenverantwortung zumuten, also die Sozialausgaben zumindest relativ zurückfahren (vgl. Erhard 1957, S. 262 ff.). Die tatsächliche Entwicklung verlief allerdings anders. Mit wachsendem Wohlstand wollten die Deutschen nicht weniger, sondern mehr soziale Sicherung. Entsprechend stiegen die Sozialausgaben stetig an, sogar rascher als das in den 1950er und 1960er Jahren ohnehin dynamisch wachsende Sozialprodukt. Die Sozialleistungsquote, die den Anteil der Sozialausgaben am Sozialprodukt misst, nahm daher deutlich zu. Während sie in der ersten Hälfte der 1950er Jahre noch unter 20% lag, erreicht sie schon seit längerem Werte nahe 30%.


    Absolut gesehen haben die Ausgaben für das »soziale Netz« zwischen 1960 und der Wiedervereinigung etwa um das Zehnfache zugenommen und zwischen 1991 und 2017 sind sie weiter – von 396 Mrd. Euro auf 962 Mrd. Euro – angestiegen (vgl. Tab. 1) und dies trotz aller Einsparungen in den letzten beiden Jahrzehnten (»Umbau des Sozialstaats«).


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Sozialbudget 2016

          
        


        
          	

          	
            Sozialleistungen insgesamt

          

          	
            Bruttoinlandsprodukt

          
        


        
          	
            Jahr

          

          	
            Mrd. Euro

          

          	
            Veränderung in % gegenüber Vorjahr

          

          	
            Sozialleistungsquotea in %

          

          	
            Mrd. Euro

          

          	
            Veränderung in % gegenüber Vorjahr

          
        


        
          	
            1960

          

          	
            28,4

          

          	

          	
            18,3

          

          	
            154,8

          

          	
        


        
          	
            1961

          

          	
            31,6

          

          	
            11,6

          

          	
            18,7

          

          	
            169,6

          

          	
            9,6

          
        


        
          	
            1962

          

          	
            34,6

          

          	
            9,5

          

          	
            18,8

          

          	
            184,5

          

          	
            8,8

          
        


        
          	
            1963

          

          	
            37,1

          

          	
            7,0

          

          	
            19,0

          

          	
            195,5

          

          	
            6,0

          
        


        
          	
            1964

          

          	
            40,5

          

          	
            9,2

          

          	
            18,8

          

          	
            214,8

          

          	
            9,9

          
        


        
          	
            1965

          

          	
            45,6

          

          	
            12,7

          

          	
            19,4

          

          	
            234,8

          

          	
            9,3

          
        


        
          	
            1966

          

          	
            50,3

          

          	
            10,3

          

          	
            20,2

          

          	
            249,6

          

          	
            6,3

          
        


        
          	
            1967

          

          	
            54,4

          

          	
            8,2

          

          	
            21,5

          

          	
            252,8

          

          	
            1,3

          
        


        
          	
            1968

          

          	
            58,5

          

          	
            7,4

          

          	
            21,4

          

          	
            272,7

          

          	
            7,9

          
        


        
          	
            1969

          

          	
            64,2

          

          	
            9,8

          

          	
            21,0

          

          	
            305,2

          

          	
            11,9

          
        


        
          	
            1970

          

          	
            73,0

          

          	
            13,6

          

          	
            20,2

          

          	
            360,6

          

          	
        


        
          	
            1971

          

          	
            82,2

          

          	
            13,5

          

          	
            20,7

          

          	
            400,2

          

          	
            11,0

          
        


        
          	
            1972

          

          	
            93,8

          

          	
            13,3

          

          	
            21,5

          

          	
            436,4

          

          	
            9,0

          
        


        
          	
            1973

          

          	
            107,4

          

          	
            14,5

          

          	
            22,1

          

          	
            486,0

          

          	
            11,4

          
        


        
          	
            1974

          

          	
            123,7

          

          	
            15,2

          

          	
            23,5

          

          	
            526,0

          

          	
            8,2

          
        


        
          	
            1975

          

          	
            145,2

          

          	
            17,3

          

          	
            26,3

          

          	
            551,0

          

          	
            4,8

          
        


        
          	
            1976

          

          	
            156,2

          

          	
            7,6

          

          	
            26,1

          

          	
            597,4

          

          	
            8,4

          
        


        
          	
            1977

          

          	
            166,4

          

          	
            6,5

          

          	
            26,1

          

          	
            636,5

          

          	
            6,6

          
        


        
          	
            1978

          

          	
            177,2

          

          	
            6,5

          

          	
            26,1

          

          	
            678,9

          

          	
            6,7

          
        


        
          	
            1979

          

          	
            188,5

          

          	
            6,4

          

          	
            25,6

          

          	
            737,4

          

          	
            8,6

          
        


        
          	
            1980

          

          	
            202,7

          

          	
            7,5

          

          	
            25,7

          

          	
            788,5

          

          	
            6,9

          
        


        
          	
            1981

          

          	
            216,5

          

          	
            6,8

          

          	
            26,2

          

          	
            825,8

          

          	
            4,7

          
        


        
          	
            1982

          

          	
            222,8

          

          	
            2,9

          

          	
            25,9

          

          	
            860,2

          

          	
            4,2

          
        


        
          	
            1983

          

          	
            228,7

          

          	
            2,7

          

          	
            25,5

          

          	
            898,3

          

          	
            4,4

          
        


        
          	
            1984

          

          	
            237,9

          

          	
            4,0

          

          	
            25,3

          

          	
            942,0

          

          	
            4,9

          
        


        
          	
            1985

          

          	
            247,9

          

          	
            4,2

          

          	
            25,2

          

          	
            984,4

          

          	
            4,5

          
        


        
          	
            1986

          

          	
            260,7

          

          	
            5,1

          

          	
            25,1

          

          	
            1037,1

          

          	
            5,4

          
        


        
          	
            1987

          

          	
            273,7

          

          	
            5,0

          

          	
            25,7

          

          	
            1065,1

          

          	
            2,7

          
        


        
          	
            1988

          

          	
            288,1

          

          	
            5,3

          

          	
            25,7

          

          	
            1123,3

          

          	
            5,5

          
        


        
          	
            1989

          

          	
            295,9

          

          	
            2,7

          

          	
            24,6

          

          	
            1200,7

          

          	
            6,9

          
        


        
          	
            1990

          

          	
            314,3

          

          	
            6,2

          

          	
            24,1

          

          	
            1306,7

          

          	
            8,8

          
        


        
          	
            1991

          

          	
            395,5

          

          	

          	
            25,0

          

          	
            1579,8

          

          	
        


        
          	
            1992

          

          	
            448,6

          

          	
            13,4

          

          	
            26,5

          

          	
            1695,3

          

          	
            7,3

          
        


        
          	
            1993

          

          	
            473,3

          

          	
            5,5

          

          	
            27,1

          

          	
            1748,6

          

          	
            3,1

          
        


        
          	
            1994

          

          	
            495,9

          

          	
            4,8

          

          	
            27,1

          

          	
            1830,3

          

          	
            4,7

          
        


        
          	
            1995

          

          	
            523,1

          

          	
            5,5

          

          	
            27,5

          

          	
            1898,9

          

          	
            3,7

          
        


        
          	
            1996

          

          	
            552,9

          

          	
            5,7

          

          	
            28,7

          

          	
            1926,3

          

          	
            1,4

          
        


        
          	
            1997

          

          	
            556,6

          

          	
            0,7

          

          	
            28,3

          

          	
            1967,1

          

          	
            2,1

          
        


        
          	
            1998

          

          	
            570,0

          

          	
            2,4

          

          	
            28,2

          

          	
            2018,2

          

          	
            2,6

          
        


        
          	
            1999

          

          	
            591,2

          

          	
            3,7

          

          	
            28,6

          

          	
            2064,9

          

          	
            2,3

          
        


        
          	
            2000

          

          	
            608,0

          

          	
            2,8

          

          	
            28,7

          

          	
            2116,5

          

          	
            2,5

          
        


        
          	
            2001

          

          	
            625,6

          

          	
            2,9

          

          	
            28,7

          

          	
            2179,9

          

          	
            3,0

          
        


        
          	
            2002

          

          	
            648,0

          

          	
            3,6

          

          	
            29,3

          

          	
            2209,3

          

          	
            1,4

          
        


        
          	
            2003

          

          	
            660,9

          

          	
            2,0

          

          	
            29,8

          

          	
            2200,1

          

          	
            0,5

          
        


        
          	
            2004

          

          	
            659,3

          

          	
            –0,2

          

          	
            29,0

          

          	
            2270,6

          

          	
            2,3

          
        


        
          	
            2005

          

          	
            665,5

          

          	
            0,9

          

          	
            28,9

          

          	
            2300,9

          

          	
            1,3

          
        


        
          	
            2006

          

          	
            665,6

          

          	
            0,0

          

          	
            27,8

          

          	
            2393,3

          

          	
            4,0

          
        


        
          	
            2007

          

          	
            674,2

          

          	
            1,3

          

          	
            26,8

          

          	
            2513,2

          

          	
            5,0

          
        


        
          	
            2008

          

          	
            694,5

          

          	
            3,0

          

          	
            27,1

          

          	
            2561,7

          

          	
            1,9

          
        


        
          	
            2009

          

          	
            751,2

          

          	

          	
            30,5

          

          	
            2460,3

          

          	
            –4,0

          
        


        
          	
            2010

          

          	
            768,8

          

          	
            2,3

          

          	
            29,8

          

          	
            2580,1

          

          	
            4,9

          
        


        
          	
            2011

          

          	
            773,6

          

          	
            0,6

          

          	
            28,6

          

          	
            2703,1

          

          	
            4,8

          
        


        
          	
            2012

          

          	
            791,3

          

          	
            2,3

          

          	
            28,7

          

          	
            2758,3

          

          	
            2,0

          
        


        
          	
            2013

          

          	
            819,9

          

          	
            3,6

          

          	
            29,0

          

          	
            2826,2

          

          	
            2,5

          
        


        
          	
            2014

          

          	
            849,0

          

          	
            3,5

          

          	
            29,0

          

          	
            2923,9

          

          	
            3,5

          
        


        
          	
            2015b

          

          	
            895,4

          

          	
            4,3

          

          	
            29,2

          

          	
            3032,8

          

          	
            3,7

          
        


        
          	
            2016c

          

          	
            918,0

          

          	
            3,7

          

          	
            29,3

          

          	
            3132,7

          

          	
            3,3

          
        


        
          	
            2017c

          

          	
            962,0

          

          	
            4,8

          

          	
            29,8

          

          	
            3227,6

          

          	
            3,0

          
        


        
          	
            2018c

          

          	
            988,9

          

          	
            2,8

          

          	
            29,7

          

          	
            3329,0

          

          	
            3,1

          
        


        
          	
            2019c

          

          	
            1020,6

          

          	
            3,2

          

          	
            29,7

          

          	
            3436,0

          

          	
            3,2

          
        


        
          	
            2020c

          

          	
            1054,2

          

          	
            3,3

          

          	
            29,7

          

          	
            3546,4

          

          	
            3,2

          
        


        
          	
            2021c

          

          	
            1091,3

          

          	
            3,5

          

          	
            29,8

          

          	
            3660,3

          

          	
            3,2

          
        


        
          	
            a Sozialleistungen im Verhältnis zum Bruttoinlandsprodukt. Bis 1969 bzw. 1990 unrevidierte Werte; Sozialleistungsquote nur eingeschränkt vergleichbar. Ab 1991 einschließlich neue Länder. Ab 2009 einschließlich privater Krankenversicherung. Datenstand: Mai 2017. b Vorläufig. c Geschätzt.

          
        


        
          	
            Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Sozialbericht 2017, S. 274.

          
        

      
    


    Soweit die eine Seite der Bilanz. Die andere Seite ist, dass Sozialleistungen finanziert werden müssen – eigentlich eine Binsenweisheit, die aber allzu häufig von denjenigen, die nach zusätzlichen Leistungen rufen, verdrängt wird. Deren Finanzierung kann nur aus dem Sozialprodukt bzw. Volkseinkommen über Steuern oder Sozialbeiträge erfolgen. So sind auch im Zuge des Ausbaus des Sozialstaats allein die Beitragssätze zur Sozialversicherung (ohne Unfallversicherung), die vor der Rentenreform von 1957 unter 20% lagen, auf rund 40% in den letzten Jahren gestiegen. Sie haben sich also mehr als verdoppelt. Ebenso sind die steuerfinanzierten Sozialausgaben erheblich angestiegen und machen inzwischen rund 34% aller Sozialleistungen aus (ein weiteres reichliches Drittel wird über die Sozialbeiträge der Arbeitgeber, rund 31% über die der Versicherten aufgebracht, vgl. Tab. 2).


    Tab. 2


    
      
        
        
      

      
        
          	
            Sozialbudget 2017

          
        


        
          	
            Sozialleistungen insgesamt

          

          	
            962 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            Sozialleistungsquote (in v. H. BIP)

          

          	
            29,8%

          
        


        
          	
            Leistungen nach Funktionen (ohne Verwaltungsausgaben)

          

          	
            921 Mrd. Euro

          
        


        
          	
            Krankheit/Invalidität

          

          	
            43,5%

          
        


        
          	
            Alter/Hinterbliebene

          

          	
            38,5%

          
        


        
          	
            Kinder/Ehegatten/Mutterschaft

          

          	
            11,2%

          
        


        
          	
            Arbeitslosigkeit

          

          	
            3,8%

          
        


        
          	
            Wohnen/Lebenshilfen

          

          	
            2,9%

          
        


        
          	
            Finanzierung der Leistungen durch

          

          	
        


        
          	
            Beiträge der Arbeitgeber

          

          	
            33,9%

          
        


        
          	
            Sozialbeiträge der Versicherten

          

          	
            30,7%

          
        


        
          	
            Zuschüsse des Staates

          

          	
            33,7%

          
        


        
          	
            Quelle: Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Sozialbericht 2017, S. 195 ff.; Berechnungen des Autors.

          
        

      
    


    Eine derartige Entwicklung kann natürlich nicht unbegrenzt weitergehen, vor allem nicht angesichts der dramatischen demographischen Tendenzen in Deutschland. So kann es nicht überraschen, dass bereits seit Mitte der 1970er Jahre über die »Grenzen des Sozialstaates« diskutiert wird. Das hat zunächst nur zaghaft, schließlich verstärkt seit Beginn der 1990er Jahre zu schrittweisen, salamiartigen Reformen vor allem im Bereich der Renten- und Krankenversicherung, schließlich am Arbeitsmarkt (»Hartz-Reformen«) geführt – nicht zur Freude der Betroffenen, aber eigentlich »alternativlos«. Der ehemalige Bundespräsident Köhler hat es anlässlich seiner Amtseinführung 2004 überzeugend deutlich gemacht:


    Der Sozialstaat ist für mich eine zivilisatorische Errungenschaft, auf die wir stolz sein können. Aber der Sozialstaat heutiger Prägung in Deutschland hat sich übernommen. Das ist bitter, aber wahr. Wir haben es vor allen Dingen nicht geschafft, den Sozialstaat rechtzeitig auf die Bedingungen einer alternden Gesellschaft und einer veränderten Arbeitswelt einzustellen ... Wir müssen auch die Sozialpolitik nach dem Prinzip der Nachhaltigkeit gestalten, also bei allen Entscheidungen immer auch die Auswirkungen auf zukünftige Genera­tionen, unsere Kinder, berücksichtigen. Das haben wir zu lange vernachlässigt.


    Uns allen muss dabei bewusst sein: Der Umbau des Sozialstaates verlangt schon jetzt vielen Menschen in Deutschland vieles ab. Es gibt soziale Härten, weil Einschnitte Menschen treffen, die ohnehin nicht viel haben ... Umso mehr müssen wir darauf achten, dass alle Verantwortung tragen und Opfer bringen, und zwar entsprechend ihrer Leistungsfähigkeit. Wir brauchen eine »Entwicklungspolitik für ein entwickeltes Land«, wie es die deutschen Bischöfe formuliert haben. Wohlweislich: Entwicklung, nicht Abriss oder Abbau; Entwicklung als Umbau.


    Soziale Ziele der Wirtschaftspolitik – eine dritte Säule


    Das Soziale der Sozialen Marktwirtschaft ruht noch auf einem dritten Pfeiler. Auch die Wirtschaftspolitik verfolgt vielfach soziale Ziele. Das gilt selbst für die Geldwertstabilität, die im Bundesbankgesetz von 1957 als prioritäres Ziel der Zentralbank verankert wurde. Dieselbe Verpflichtung wurde später der Europäischen Zentralbank auferlegt. Sozial ist dieses Ziel insofern, als inflationäre Prozesse vor allem die Ersparnisse der Bevölkerung gefährden.


    Mit dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz von 1967, das keynesianische Züge trägt, wurde die Geldwertstabilität vor allem um das Ziel eines hohen Beschäftigungsgrades und eines stetigen und angemessenen Wirtschaftswachstums ergänzt – beides hochgradig soziale Ziele, denn Wachstum verbessert die gesamtwirtschaftliche Beschäftigungssituation und Beschäftigung ist wiederum zum einen der Kern der materiellen Existenzsicherung; zum anderen kommt ihr auch noch erhebliche psychosoziale Bedeutung zu, denn Arbeitslosigkeit zerstört die sozialen Netze und das individuelle Selbstwertgefühl der Betroffenen. Dass es der deutschen Wirtschafts- und Sozialpolitik seit den »Hartz-Reformen« gelungen ist, die Tendenz steigender Arbeitslosigkeit umzukehren und die registrierte Arbeitslosigkeit in etwa zu halbieren und dass insbesondere die Jugendarbeitslosigkeit vor allem im internationalen Vergleich relativ niedrig gehalten werden konnte, hat hohen sozialen Wert.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Beitragssätze zur Sozialversicherung (in %)


            Westdeutschland, ab 1990 Deutschland

          
        


        
          	
            Jahr

          

          	
            Gesamt

          

          	
            Rentenversicherung

          

          	
            Arbeitslosenversicherung

          

          	
            Krankenversicherung

          

          	
            Pflegeversicherung

          
        


        
          	
            1960

          

          	
            22,4

          

          	
            14,0

          

          	
            2,0

          

          	
            6,4

          

          	
        


        
          	
            1970

          

          	
            26,5

          

          	
            17,0

          

          	
            1,3

          

          	
            8,2

          

          	
        


        
          	
            1980

          

          	
            32,4

          

          	
            18,0

          

          	
            3,0

          

          	
            11,4

          

          	
        


        
          	
            1990

          

          	
            35,6

          

          	
            18,7

          

          	
            4,3

          

          	
            12,6

          

          	
        


        
          	
            1991

          

          	
            36,7

          

          	
            17,7

          

          	
            6,8

          

          	
            12,2

          

          	
        


        
          	
            1995

          

          	
            39,3

          

          	
            18,6

          

          	
            6,5

          

          	
            13,2

          

          	
            1,0

          
        


        
          	
            1997

          

          	
            42,0

          

          	
            20,3

          

          	
            6,5

          

          	
            13,5

          

          	
            1,7

          
        


        
          	
            2000

          

          	
            41,0

          

          	
            19,3

          

          	
            6,5

          

          	
            13,5

          

          	
            1,7

          
        


        
          	
            2005

          

          	
            41,4

          

          	
            19,5

          

          	
            6,5

          

          	
            13,7

          

          	
            1,7

          
        


        
          	
            2008

          

          	
            40,1

          

          	
            19,9

          

          	
            3,3

          

          	
            D 14,9

          

          	
            D 2,0

          
        


        
          	
            2018

          

          	
            38,75+

          

          	
            18,6

          

          	
            3,0

          

          	
            14,6+

          

          	
            2,55+

          
        


        
          	
            Quelle: Zusammenstellung des Autors.

          
        

      
    


    Für den deutschen Arbeitsmarkt gelten überdies zusätzlich – mit langer Tradition – eine Fülle von Regelungen mit sozialen Zielsetzungen: Vorschriften für den betrieblichen Gefahrenschutz, generelle und gruppenspezifische Begrenzungen der Arbeitszeit einschließlich Teilzeit- und Urlaubsregelungen, Kündigungsschutzbestimmungen, Tarifautonomie der So­zialpartner, Mitbestimmung der Arbeitnehmer in den Betrieben und Großunternehmen.


    Schließlich die Steuerpolitik. Sie dient gewiss primär dem fiskalischen Zweck der Einnahmeerzielung, zum Teil aber auch sozialen bzw. verteilungspolitischen Zielen. So erzielt die progressive Einkommensteuer, deutliche Umverteilungseffekte. »Die oberen 20% der Steuerpflichtigen … erwirtschaften derzeit 70% des Gesamtaufkommens.« (vgl. Zeil 2014, S. 32) Und von der unteren Hälfte der Einkommensbezieher stammen lediglich 5% der Lohn- und Einkommensteuereinnahmen. Die Mehrwertsteuer hat dagegen regressive Wirkungen, die aber durch den ermäßigten Steuersatz insbesondere für Lebensmittel gemildert werden. Zu erwähnen ist zusätzlich, dass Steuervergünstigungen für soziale, insbesondere familienpolitische Zwecke derzeit in Höhe von mehr als 30 Mrd. Euro gewährt werden. Dass überhaupt rund 35% der direkten Sozialleistungen aus Steuermitteln finanziert werden, wurde schon erwähnt.


    Große Ähnlichkeit mit Sozialleistungen haben auch die Ausgaben im Rahmen der staatlichen Bildungspolitik. Vor allem der kostenlose Besuch von Schulen und Hochschulen hat deutliche soziale Effekte. Dies gilt auch für die Verbraucher- und Mieterschutzpolitik.


    Nicht zuletzt ist hier noch die Strukturpolitik zu erwähnen. Die sektoralen und regionalen Strukturen der Wirtschaft verändern sich im Zeitablauf aus unterschiedlichen Gründen. Gesamtwirtschaftlich wirkt dieser Strukturwandel in aller Regel durchaus positiv: er führt zu Produktivitäts- und Wohlstandssteigerungen. In den Branchen oder Regionen aber, die im Zuge dieser Prozesse an Bedeutung verlieren, gehen Arbeitsplätze verloren und Unternehmen in Konkurs – ein Prozess schöpferischer Zerstörung, wie ihn der Sozialökonom Joseph Schumpeter genannt hat. Das galt für die deutsche Landwirtschaft ebenso wie für den Kohlebergbau, die Stahlindustrie, die Werften, aber auch für das Ruhrgebiet als Ganzes, um nur die wichtigsten Beispiele zu nennen. Die Wirtschaftspolitik hat den Strukturwandel im Zeichen der »Sozialen Marktwirtschaft« zwar grundsätzlich bejaht, ihn aber mit dem klassischen Mittel von (Erhaltungs-)Subventionen auf ein sozialverträgliches Tempo abzubremsen und insbesondere Arbeitsplätze zu erhalten versucht. Hätte man den Strukturwandel allein den Marktprozessen überlassen, wären die genannten Branchen sehr rasch mehr oder weniger von der Bildfläche verschwunden!


    Abschließend verweise ich noch unter sozialen Aspekten auf das kostenlose Angebot an öffentlichen Gütern im Bereich der Infrastruktur.


    Zur Diskrepanz zwischen tatsächlicher Lage und Wahrnehmung


    Ziehen wir eine Zwischenbilanz, so erweist sich das Soziale der »Sozialen Marktwirtschaft« als ein vielschichtiges und imposantes Gebilde, das auf drei unterschiedlichen, wenn auch miteinander vernetzten Säulen ruht. Vor dem Hintergrund der aufgezeigten sozialen Effekte der Marktwirtschaft selbst, trotz des großen Umfanges an Sozialleistungen, trotz vielfältiger sozialer Regelungen und Zielsetzungen der deutschen Wirtschaftspolitik halten aber – wie eingangs gezeigt – rund 42% der Deutschen die gegenwärtige Wirtschaftsordnung nicht für ausreichend sozial. Wie ist das zu erklären? Dazu einige Plausibilitätsargumente:


    
      	Es gibt auch in einem reichen Land (relative) Armut und soziale Benachteiligungen (vgl. Bundesministerium für Arbeit und Soziales 2017a). Die davon Betroffenen halten natürlich tendenziell das Ausmaß an sozialen Leistungen für unzureichend.


      	Während sich die reale Einkommenssituation der meisten Deutschen seit der Wiedervereinigung kaum verbessert, für einige sogar verschlechtert hat, gab es im oberen Bereich der Einkommens­pyramide, besonders auffällig bei Managern und Bankern, deutliche Steigerungen bis hin zur Abzockerei. Dies hat der Einschätzung, dass es in unserer Wirtschaftsordnung gerecht zugehe, offenkundig erheblich geschadet.


      	Schließlich spielt auch die Mentalität der Deutschen eine wichtige Rolle. Sie sind – in deutlichem Unterschied z.B. zur amerikanischen Bevölkerung – ziemlich risikoavers und erwarten vom Staat ein hohes, ja wachsendes Maß an sozialer Sicherheit, wobei sie die Finanzierungs- und Langfristfolgen einer solchen Politik nicht ausreichend wahrnehmen bzw. wahrnehmen wollen (auch wegen unterschiedlicher Betroffenheit). Selbst der bloße Umbau des Sozialstaats, soweit er einen Rückbau in bestimmten Bereichen zu Gunsten eines Ausbaus in anderen Bereichen impliziert, war und ist daher politisch nur schwer durchsetzbar.


      	Bei Wahlen wetteifern die deutschen Parteien daher vor allem mit sozialen Versprechungen um die Gunst der Wähler. Da die beiden großen Parteien traditionell sozialstaatsfreundlich orientiert sind, führen Regierungswechsel zu keinem sozialpolitischen Kurswechsel, sondern zu einer Art Einbahnstraße in Richtung Ausbau des Sozialstaats.


      	Trotz mancher Reformmaßnahmen muss aber die Sozialpolitik insbesondere aus demographischen Gründen deutlich nachhaltiger, zielgerechter und effizienter gestaltet werden! Diesbezüglich ist nicht nur vieles nötig, sondern auch möglich, wenn die Politik die erforderliche Kraft aufbringt.
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    Andreas Peichl1 und Marc Stöckli2


    Ungleichheit und Um­verteilung in Deutschland: Trends und Handlungs­optionen


    Die Entwicklung der Einkommensungleichheit in Deutschland ist besser, als in der öffentlichen Debatte dargestellt. Berücksichtigt man Kompositionseffekte, zeigt sich, dass es für die Gesamtbevölkerung seit 2005 einen fallenden Trend gibt. Auch beim Thema Fairness schneidet Deutschland nicht schlecht ab. Gleichwohl besteht erheblicher Reformbedarf bei der hohen effektiven Grenzbelastung für Haushalte mit niedrigen Einkommen aufgrund des Transferentzugs im Sozialbereich. Aus Sicht der Chancengerechtigkeit sollte zudem die Förderung der Bildung im Kleinkindalter ausgeweitet werden.


    Es steht immer schlechter um die soziale Marktwirtschaft in Deutschland. Diesen Eindruck erhält man zumindest, wenn man die öffentliche Debatte um die Verteilung von Einkommen und Vermögen verfolgt. Richtig ist, dass es deutliche Unterschiede zwischen den Haushaltseinkommen gibt: Die reichsten 10 Prozent erwirtschaften hierzulande rund 40% des Nationaleinkommens, das reichste 1 Prozent sogar 13% (zum Vergleich, bei identisch verteilten Einkommen würden diese Anteile 10% bzw. 1% entsprechen) (vgl. World Inequality Database – WID.world). Ebenfalls richtig ist, dass die Bruttolöhne der oberen Perzentile innerhalb der letzten 20 Jahre um ein Vielfaches stärker gewachsen sind als jene der unteren Perzentile, die teilweise sogar real gesunken sind (vgl. Felbermayr et al. 2016a).


    Lohnungleichheit und Kompositionseffekte


    Richtig ist aber auch, dass die Lohnungleichheit, wenn man Personen ohne Erwerbstätigkeit berücksichtigt, in den letzten zehn Jahren merkbar zurückgegangen ist. Abbildung 1 vergleicht die Bruttoeinkommens­ungleichheit der Beschäftigten mit jener der Gesamt­bevölkerung.3 Erstere berücksichtigt implizit ausschließlich Personen mit einem positiven Arbeitseinkommen. Für die Berechnung der Ungleichheit der Gesamtbevölkerung wurde den Personen ohne Arbeitseinkommen ein Wert von null zugewiesen.


    
    Abb. 1
[image: 1877.png]


    Wie in Abbildung 1 zu erkennen, verläuft bis 2005 die Entwicklung beider Ungleichheitsmaße relativ ähnlich. Danach zeigen sich deutliche Unterschiede in der Entwicklung der Ungleichheit. Von 2005 bis 2011 fällt der Gini-Koeffizient in der Gesamtbevölkerung, während jener der Beschäftigten stagniert. Dies ist auf den starken Rückgang der Arbeitslosigkeit seit 2005 zurückzuführen. Der damit einhergehende Beschäftigungszuwachs erfolgte vor allem zugunsten von Stellen mit niedrigen Einkommen, was zu einem Anstieg der Bruttolohnungleichheit innerhalb der Beschäftigten führt. Gleichzeitig aber steigen die Einkommen der Haushalte, in denen ein Mitglied neu einer Erwerbstätigkeit nachgeht. Letzteres reduziert die Brutto­lohnungleichheit der Gesamtbevölkerung.


    Dies zeigt, dass die isolierte Betrachtung der Ungleichheit unter den Beschäftigten zu kurz greift, da sie Kompositionseffekte nicht berücksichtigt. Damit ist gemeint, dass sich sowohl die Größe als auch die Zusammensetzung der erwerbstätigen Bevölkerung verändert hat und der Gini-Koeffizient damit mechanisch angestiegen ist. Neben dem Rückgang der Arbeitslosenquote spiegelt sich beispielsweise auch die Veränderung der Frauenerwerbstätigenquote wider. Diese ist heute im Vergleich zu vor 20 Jahren um fast 7 Prozentpunkte höher, eine wichtige und zu begrüßende Entwicklung. Da jedoch die Lohnunterschiede unter erwerbstätigen Frauen größer sind und Männer nach wie vor mehr verdienen, vergrößert sich mit einer steigenden Erwerbstätigenquote auch die Lohnungleichheit insgesamt. Des Weiteren muss die Alterung der Bevölkerung mitberücksichtigt werden. Der Anteil der über 50-Jährigen an der Gesamtbevölkerung ist über die Jahre kontinuierlich angestiegen. Die Lohnunterschiede dieser Altersgruppe sind naturgemäß größer als jene der 20- bis 25-Jährigen, die zu einem großen Teil aus Berufseinsteigenden und Studierenden besteht. Aus all diesen Gründen ist eine Analyse von Subpopulationen (wie Gruppe die der Beschäftigten) nicht sinnvoll, um Aussagen über die Ungleichheit in Deutschland zu treffen. Hierfür sollte immer die Gesamtbevölkerung herangezogen werden.4


    Die Rolle des Steuer- und Transfersystems


    Die Entwicklung der Bruttoeinkommen vernachlässigt zudem die Umverteilung durch den Staat. Ökonomisch relevant für die Beurteilung der Verteilungsgerechtigkeit sind jedoch vielmehr die verfügbaren Einkommen. Damit wird das Einkommen nach Steuern und Transfers bezeichnet, also die Differenz aus dem Markteinkommen und der Nettoumverteilung.


    Abbildung 2 zeigt den Gini-Koeffizient der Haushaltseinkommen jeweils vor und nach Umverteilung. Es zeigt sich, dass durch das Steuersystem die verfügbaren Einkommen signifikant gleicher verteilt sind als die Markteinkommen. Ähnlich wie bei der Lohn­ungleichheit steigt bis 2005 die Ungleichheit sowohl vor als auch nach Umverteilung und fällt danach bis 2010. Seit 2010 stagniert der Gini-Koeffizient der verfügbaren Einkommen größtenteils, am aktuellen Rand kommt es zu einem leichten Anstieg. Ebenfalls erkennbar ist, dass der Gini-Koeffizient der Markteinkommen von 2005 bis 2010 stärker fällt als jener der verfügbaren Einkommen. Dies ist vermutlich vor allem auf die Steuerreform der Schröder-Regierung zurückzuführen, insbesondere durch die Absenkung des Eingangs- und Spitzensteuersatzes. Es hat aber auch damit zu tun, dass bei Haushalten, in denen ein Mitglied neu eine Stelle gefunden hat, der Durchschnittssteuersatz angestiegen ist. Somit steigt zwar das Brutto­haushaltseinkommen, ein Teil dieses Zuwachses wird aber in unserem progressiven System wieder wegbesteuert. Über die Jahre kam es daher zu einem Rückgang der Differenz zwischen dem Gini-Koeffizienten der Markteinkommen und der verfügbaren Einkommen. Zu Beginn der beobachteten Zeitspanne reduziert sich durch die Umverteilung der Gini-Koeffizient um rund 0,13 Indexpunkte, am aktuellen Rand sind es noch lediglich 0,10 Punkte.
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    Reformbedarf bei den Transferentzugsraten


    Der deutsche Staat verteilt aber nicht zu wenig um, sondern falsch. Reformbedarf besteht insbesondere bei den Transferentzugsraten (vgl. Buhlmann et al. 2017; Bruckmeier et al. 2018). Damit ist die Rate gemeint, mit der Transferleistungen bei steigendem Einkommen gekürzt werden. Bei der Grundsicherung für Arbeitsuchende beträgt sie 80 bis 100% ab einem Hinzuverdienst von 100 Euro, beim Wohngeld um die 50% und beim Kinderzuschlag durchgehend 50%. Von dieser faktischen Besteuerung sind vorrangig Familien mit Kindern im unteren Einkommensbereich betroffen. Rechnet man Sozialabgaben und Einkommensteuer hinzu, führt dies dazu, dass sich mit einem höheren Bruttoeinkommen das Nettoeinkommen kaum verändert oder in gewissen Einkommensabschnitten sogar sinken kann. Transferentzugsrate, Sozialabgaben und Einkommensteuer ergeben zusammen die effektive Grenzbelastung, also die Gesamtbelastung für einen brutto zusätzlich verdienten Euro. Bei einer Grenzbelastung von 80% bedeutet dies etwa, dass von einem Euro lediglich 20 Cent netto dazuverdient wird.


    Abbildung 3 stellt die Grenzbelastung im Verhältnis zum Haushaltsbruttoeinkommen graphisch dar. Die Belastung der unteren Einkommen liegt bei rund 80bis 100%, teilweise sogar deutlich über 100%. In diesem Fall führt ein zusätzlich verdienter Euro zu einem geringeren Nettoeinkommen. Der Anreiz für diese Einkommensgruppe, eine Be­schäftigung anzunehmen oder auszuweiten, ist entsprechend gering.


    Diese Fehlanreize gilt es zu korrigieren. Eine mögliche Reformoption besteht darin, die Grenzbelastung im unteren Einkommensbereich über die Systeme hinweg durchgehend auf beispielsweise 70oder 80% zu begrenzen. Dies erfordert jedoch eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Behörden sowie eine Harmonisierung und Koordinierung der Leistungen.


    
    Abb. 3
[image: 2036.png]


    Vermögensungleichheit


    Die Einkommenssituation bildet nur einen Aspekt der individuellen finanziellen Situation ab. Mit Blick auf die Vermögen zeigt sich, dass diese deutlich ungleicher verteilt sind als die Einkommen. Wie Tabelle 1 zeigt, verfügen die Deutschen durchschnittlich über ein Nettovermögen von 182000 US-Dollar. Der Median beträgt jedoch lediglich 50000US-Dollar – ein Hinweis darauf, dass sich die Vermögen vor allem auf einen kleinen Kreis der Bevölkerung konzentrieren. Auffällig ist, dass lediglich 71% überhaupt ein positives Nettovermögen besitzen. Zum Vergleich, in den USA beträgt das durchschnittliche Nettovermögen 337000US-Dollar, der Median 40000 US-Dollar. Auch hier ist die große Differenz zwischen Mittelwert und Median ein Hinweis auf die Ungleichverteilung der Vermögen. Der Anteil der Bevölkerung mit positivem Nettovermögen ist mit 73% ähnlich niedrig wie in Deutschland.
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            Anmerkung: Die Stichprobe wurde am 99,9. Perzentil gekappt. Alle Ergebnisse basieren auf mehreren Imputationen. Nichtlineare Schätzer (P25, P50, P75) basieren ausschließlich auf der ersten Imputation.

          
        


        
          	
            Quelle: Darstellung des ifo Instituts, basierend auf Daten von Bönke et al. (2017).

          
        

      
    


    Dies klingt beunruhigend, muss aber relativiert werden, da die Rentenansprüche darin nicht berücksichtigt sind. Über die gesetzliche Ren­tenversicherung ist rund 78% der Erwerbsbevölkerung versichert (Stand: 2014). Auf dieses Vermögen hat man zwar nicht ohne weiteres Zugriff, es stellt aber dennoch eine zukünftige Einkommensquelle dar. Hin­zu kommen weitere Ansprüche über die Sozialversicherung, Beamtenpensionen sowie die betriebliche und private Altersvorsorge. Summiert man die (diskontierten) Rentenzahlungen und das Nettovermögen, erhält man das erweiterte Vermögen; der Anteil der Bevölkerung mit positivem Vermögen steigt dadurch auf 98%, der Mittelwert auf 473000US-Dollar und der Median sogar auf 327000US-Dollar.


    Abbildung 4 stellt den prozentualen Vermögensanteil der jeweiligen Nettovermögensdezile am Gesamtvermögen graphisch dar. Die reichsten 10 Prozent besitzen rund 55% des gesamten Nettovermögens in Deutschland. Bei den ärmsten 10 Prozent hingegen übersteigen die Schulden das Bruttovermögen. Generell besitzen die unteren 40 Prozent keine nennenswerten Vermögensanteile.
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    Über die Rentenansprüche gewinnen die unteren 70 Prozent. Der Anteil der reichsten 10 Prozent fällt auf knapp über 30%. Der Gini-Koeffizient sinkt von 0,765 bei den Nettovermögen auf 0,511, wenn die Rentenansprüche berücksichtigt werden, und liegt damit ungefähr auf Höhe des Gini-Koeffizienten für Bruttoeinkommen.


    Ungleichheit und Gerechtigkeit


    Einkommens- und Vermögensungleichheit kann jedoch nicht ohne Weiteres in ein Gerechtigkeitsproblem umgemünzt werden. Unterschiede können durchaus aufgrund von normativ legitimen Faktoren entstanden sein, beispielsweise wenn eine Arbeitnehmerin oder ein Arbeitnehmer das Arbeitspensum reduziert, um mehr Zeit für ein Hobby zur Verfügung zu haben. Um die Verteilung von Ressourcen bewerten zu können, gilt es erst zu definieren, welche Charakteristika eine ideale Verteilung aufweisen muss, um von einer gerechten Gesellschaft sprechen zu können. In der politischen Philosophie ist dabei insbesondere das Konzept der Chancengerechtigkeit weitestgehend akzeptiert und stellt für vielen Gerechtigkeitstheorien eine notwendige (wenn auch nicht unbedingt hinreichende) Bedingung dar. Gemeint ist damit die Idee, dass der individuelle Erfolg nicht von Faktoren abhängen darf, die sich dem persönlichen Einfluss entziehen. In der Literatur werden diese Faktoren Umstände genannt. Darunter fallen beispielsweise Geschlechtsmerkmale, familiäres Umfeld oder Migrationshintergrund der Eltern. Konzeptionell wird unterschieden zwischen Ungleichheit, die durch Umstände entsteht, und Ungleichheit aufgrund von Unterschieden in der Anstrengung. Dabei ist ausschließlich erstere als ungerecht zu beurteilen, die es entsprechend über Ressourcenumverteilung zu neutralisieren gilt.


    Empirische Untersuchungen zeigen, dass Umstände in der Tat eine wichtige Rolle spielen und damit zumindest ein Teil der beobachteten Ungleichheit ungerecht ist (vgl. Hufe und Peichl 2018; Hufe et al. 2018). Während Deutschland bei der Verteilung der Einkommen im europäischen Vergleich verhältnismäßig gut abschneidet, gibt es bei den Chancen noch immer Verbesserungsbedarf. Insbesondere hängt der Schul­erfolg stärker als in anderen Ländern vom so­­zioökonomischen Hintergrund und insbesondere dem Bildungsstand der Eltern ab. Bei gleichem Kompetenzniveau ist die Wahrscheinlichkeit, ein Gymnasium zu besuchen, für ein Kind aus einer Akademikerfamilie deutlich höher als für ein Kind aus einer Arbeiterfamilie. Diese Bildungsungerechtigkeit hat natürlich auch Einfluss auf die Einkommensungleichheit (vgl. auch Brunori et al. 2018a; Brunori et al. 2018b).


    In einer aktuellen Arbeit kombinieren Hufe etal.(2018) die Idee der Chancengerechtigkeit mit dem Prinzip der Freiheit von Armut. Dadurch wird dem Umstand Rechnung getragen, dass auch jene Personen nicht ihrem Schicksal überlassen werden sollten, die durch ihr eigenes Verschulden in finanzielle Engpässe geraten sind. Die Chancengerechtigkeit hätte implizit nichts gegen Armut auszusetzen, solange die­se nicht aufgrund von Umständen entsteht, sondern ausschließlich das Resultat der persönlichen Anstrengung ist. Es ist strittig, ob in einer solchen Situation überhaupt von einer fairen Verteilung gesprochen werden kann. Faire Ungleichheit sollte stattdessen einerseits nicht durch Umstände entstanden sein, andererseits aber eben auch sicherstellen, dass jeder mit den verfügbaren Mitteln »über die Runden« kommt. Entsprechend kommen die Autoren auch auf unterschiedliche Ergebnisse, als wenn die Chancengerechtigkeit isoliert betrachtet wird. Da hierzulande verhältnis­mäßig wenig Personen in (relativer) Armut leben, schneidet Deutschland nach diesem Maß im Vergleich überdurchschnittlich gut ab (vgl. Abb. 5). Fairer verteilt sind die Einkommen nur in Belgien, Island, Frankreich, Norwegen, Finnland und den Niederlanden.
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    Schlussfolgerungen


    Deutschland geht es sehr gut. Wir haben die Wirtschafts- und Finanzkrise sehr gut gemeistert und erleben den längsten Aufschwung in der Geschichte der Bundesrepublik. Darüber hinaus ist Deutschland ein Land mit moderater Einkommensungleichheit und einem stark ausgebauten Sozialstaat, der viel Geld umverteilt. Gleichwohl heißt ein relativ gutes Abschneiden im internationalen Vergleich nicht, dass alles bestens ist.


    Im Kontext der Einkommensungleichheit sollte die Politik in Deutschland sich darauf konzentrieren, die im Abgaben- und Transfersystem vorhandenen Hürden für mehr Arbeitsangebotsanreize abzubauen und im Bildungssystem für mehr Chancengerechtigkeit zu sorgen. Eine Reform des Steuer- und Transfersystems sollte dieses als Gesamtheit verstehen und hinzu einem integrierten System von Steuern, Transfers und Sozialabgaben führen (vgl. Löffler et al. 2012). Einer höheren Besteuerung von Kapital und Vermögen sind im internationalen Steuerwettbewerb enge Grenzen gesetzt. Deshalb wäre es wichtiger, zur Bekämpfung von Vermögensungleichheit den Vermögensaufbau für die breite Masse zu erleichtern und zu fördern. Im Bereich der Chancengerechtigkeit sieht man im internationalen Vergleich, dass Deutschland zwar viel im Hochschul­bereich ausgibt, aber zu wenig für Bildung im Kleinkindalter. Hier muss man ansetzen (und nicht nur die Kinderbetreuung ausbauen). Ebenso müssen Maßnahmen zur Re-Integration von Langzeitarbeitslosen getroffen und verbessert werden, z.B. durch bessere Qualifikation und Weiterbildung.
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        3 Gezeigt wird die Entwicklung des Gini-Koeffizienten, das am häufigsten verwendete Ungleichheitsmaß. Ein Wert von 0 entspricht vollständiger Gleichverteilung der Einkommen, ein Wert von 1 vollständiger Ungleichverteilung. Zur besseren Darstellung wurden unterschiedliche Achsenabschnitte gewählt.

      


      
        4 Das Gleiche gilt auch für eine Betrachtung von Lohnperzentilen. Auch hier führen Kompositionseffekte zu einer Verschiebung und beeinflussen die Trends, da es sich nicht um eine Panelanalyse handelt, d.h., in einem Perzentil befinden sich von Jahr zu Jahr andere Personen.
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    Fairness für Menschen am unteren Rand der Mitte


    Grundsicherungsquote – der fehlgeleitete Armutsindikator


    Die Diskreditierung der Grundsicherung in der öffentlichen Debatte in Deutschland blockiert Reformansätze, die aus Fairnessgründen gegenüber armen Menschen und Erwerbstätigen am unteren Rand der Mitte geboten wären. Ein System materieller Hilfen ist als Instrument der Armutsbekämpfung unverzichtbar. Um verfassungskonform zu sein, muss die Hilfe »jedem Hilfebedürftigen diejenigen materiellen Voraussetzungen zu[sichern], die für seine physische Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unerlässlich sind«, so das Bundesverfassungsgericht (Urteil vom 9.Februar 2010, 1BvL1/09). Die genaue Höhe des Regelbedarfs ist strittig, der Gesetzgeber hat einen weiten Ermessensspielraum.


    Das zur Berechnung angewandte Statistikverfahren ist grundsätzlich geeignet, es muss aber um Inkonsistenzen korrigiert werden. Es gibt in nicht unerheblichem Maße verdeckt Arme in der Referenzgruppe, die das Rechenergebnis nach unten ziehen. Und obwohl es Schätzverfahren zur Bereinigung gäbe (vgl. IAB 2008), konnte sich die Politik hierzu bisher nicht durchringen. Auch gibt es einige politisch motivierte Eingriffe in die Berechnung, so sind anstelle der Ausgaben für Bier, die in der Referenzgruppe ermittelt wurden, Ausgaben für Mineralwasser angesetzt worden. Zudem ist in der Berechnung, die nach dem Urteil des Bundesverfassungsgerichts von 2010 erfolge, die Größe der Referenzgruppe von 20% auf 15% verkleinert worden. Auch sind die Kosten für Haushaltsstrom nicht auskömmlich. Nach Abschätzungen des Deutschen Caritasverbandes (2015) würde bei einer Korrektur der Regelbedarf eines Alleinstehenden um etwa 60Euro steigen. Zudem hat der Deutsche Caritasverband die Einführung einer Flexibilitätsreserve von 5% und damit ca. 20 Euro pro Monat vorgeschlagen, beispielsweise um die Ansparung von Anschaffungen zu erleichtern. Eine Erhöhung um 80 Euro würde Grundsicherungsempfängern etwas mehr Flexibilität in ihrer Lebensführung geben.


    Selbstverständlich würde bei einer Erhöhung der Regelbedarfe die Zahl der Empfänger von HartzIV und der Empfänger der Grundsicherung im Alter sehr deutlich zunehmen, da mehr Beschäftigte mit niedrigen Löhnen und mehr Empfänger niedriger Renten ergänzendes Arbeitslosengeld II bzw. Grundsicherung im Alter erhielten. Da die Quote der Grundsicherungsbezieher neben der Armutsrisikoquote als zweiter Armutsindikator genutzt wird, wäre zu erwarten, dass der Anstieg der Hilfeempfänger skandalisiert würde. Genau das ist nach der Einführung der Grundsicherung im Alter (2003) geschehen, die die alte So­zialhilfe ablöste. Mit ihr wurde faktisch der Rückgriff auf das Einkommen der Kinder beendet (dieser erfolgt nur noch bei Kindern mit einem Einkommen über 100000Euro). Bis dahin hatten viele arme Alte darauf verzichtet, Sozialhilfe zu be­antragen, um ihren Kindern nicht zur Last zu fallen, es gab also in höherem Maße als heute verdeckte Armut. Der völlig erwartbare Anstieg der Zahl der Bezieher der Grundsicherung, der der Neuordnung folgte, fehlt heute in kaum einem politischen Text zur Altersarmut als Indiz einer wachsenden sozialen Schieflage.


    Fairness für Familien im Niedrigeinkommensbereich


    Viele Familien am unteren Rand der Mitte stellen sich durch die Erwerbsarbeit der Eltern nicht nennenswert besser. Zwar ist der häufig zu hörende Satz, mit Bezug von Hartz IV hätte man mehr oder gleich viel als mit Arbeit, falsch. Hartz IV ist hier besser als sein Ruf, da es ein System des Zuverdienstes, d.h. von ergänzenden Arbeitslosengeld-II-Zahlungen gibt. Die Nettoeinkommenskurve verläuft jedoch sehr flach mit zudem erratischen Sprüngen bei der Grenzbelastung, bis die Abhängigkeit von ergänzender Hilfe vollständig überwunden ist.


    Erläutert sei dies am Beispiel eines Alleinverdienerpaars mit zwei Kindern (vgl. Peichl et al. 2017, S.21ff.). Solange das Einkommen so niedrig ist, dass die Familie Hartz-IV-Leistungen bezieht, liegt die Grenzbelastung bei 80%. Verdient das Paar so viel, dass es Kinderzuschlag und Wohngeld erhält, sinkt die Grenzbelastung zunächst auf ungefähr 50%, da das Wohngeld abgeschmolzen wird und Sozialversicherungsbeiträge zu leisten sind. Steigt das Einkommen über die Grenze, ab der nun auch der Kinderzuschlag abgeschmolzen wird, springt die Grenzbelastung auf über 90%. Wird die Höchsteinkommensgrenze des Kinderzuschlages erreicht, entfällt dieser abrupt für beide Kinder; trotz steigenden Bruttoeinkommens sinkt das verfügbare Einkommen der Familie um 170Euro. Das wirkt wie eine Besteuerung von über 100% und ist eindeutig ein Konstruktionsfehler. Erst wenn auch das Wohngeld abgeschmolzen ist, in diesem Beispiel bei einem Jahreseinkommen von ca. 36000 Euro, kommt das Paar in die normale Lage, dass die Grenzbelastung allein durch die Sozialabgaben und die Steuer bestimmt wird und dann bei etwa 40% liegt. Erst dann wieder kann sich das Paar über ein höheres Bruttoeinkommen wirklich freuen, weil sich dann auch das Nettoeinkommen spürbar erhöht.


    Zu den hier dargestellten Abzügen, die bei steigendem Einkommen anfallen, kommen noch weitere Belastungen hinzu. Wer die Abhängigkeit von Hilfe überwindet, kann sich dann nicht mehr von den Rundfunkgebühren befreien lassen. Auch entfallen Hilfen bei Klassenreisen und regional gewährte Ermäßigungen für den öffentlichen Personennahverkehr oder das kommunale Schwimmbad. Möglicherweise sind höhere Kitagebühren fällig. All dies erhöht die Grenzbelastung, die auf dem Einkommen der Eltern liegt, zusätzlich.


    Würde man die Unterstützung von Familien im Niedrigeinkommensbereich ausschließlich im System der Grundsicherung für Arbeitsuchende gestalten und gleichzeitig den Transferentzug senken, so würde der Kreis der zuverdienstberechtigten Erwerbstätigen stark ausgeweitet, bei einer durchgängigen Transferentzugsrate von 60% bis weit in den Bereich mitt­lerer Einkommen (vgl. Peichl et al. 2017, S. 28 f., 48 ff.). Wir würden also, überspitzt gesagt, zu einem Volk von ergänzenden Hartz-IV-Empfängern und vermutlich in öffentlicher Wahrnehmung kurz darauf zu einem Volk von working poor. Wir müssen also nach Alternativen suchen.


    Die Stärkung der Familien am unteren Rand der Mitte wäre möglich, wenn Instrumente wie Kindergeld, Wohngeld und Kinderzuschlag zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung weiterentwickelt würden. Dazu gehört, die erratischen Sprünge in der Grenzbelastung zu glätten, die für Einkommensempfänger im Niedrigeinkommensbereich schlicht nicht nachzuvollziehen sind. Eine zusammengeführte Leistung in Trägerschaft der Familienkassen würde vermutlich von den allermeisten Familien auch in Anspruch genommen, verdeckte Familienarmut damit wirksam bekämpft.


    Wie teuer die Reform wird, hängt davon ab, ob allein eine Harmonisierung erfolgt oder ob Familien im Niedrigeinkommensbereich auch materiell bessergestellt werden. Wenn wir wollen, dass sich Familien im Niedrigeinkommensbereich bereits bei geringeren Einkommen über einen höheren Verdienst freuen können, sich Arbeit für sie also stärker lohnt als heute, ist eine schlichte Glättung der Grenzbelastungen allein nicht ausreichend. Der Transferentzug muss nicht nur harmonisiert, sondern auch gesenkt werden. Dann werden auch Familien in der unteren Mitte von der Zusammenführung und der Weiterentwicklung zu einer einkommensabhängigen Kindergrundsicherung profitieren. Das kann politisch nur gelingen, wenn die Mitte im engeren Sinne und die gehobene Mitte zur Stärkung dieses Elements der Umverteilung bereit sind. Der Niedergangsdiskurs, der sich in Deutschland festgesetzt hat, wirkt hier kontraproduktiv (vgl. Cremer 2018).


    Altersarmut zielgenau bekämpfen


    In einer repräsentativen Befragung von 2011/12 geben 38% der befragten Haushalte an zu erwarten, mit einer Wahrscheinlichkeit von 70% und mehr im Alter selbst auf Grundsicherungsleistungen angewiesen zu sein (vgl. Lamla und Gasche 2014). Die Erwartung einer in naher Zukunft rasch steigenden Altersarmut ist bei vielen mit der Befürchtung verbunden, selbst im Alter arm zu sein.


    Zum Jahresende 2016 bezogen 3,1% der Menschen im Rentenalter Grundsicherungsleistungen (Männer 2,9%; Frauen 3,2%). Würden alle Anspruchsberechtigten (ergänzende) Grundsicherung beantragen, läge die Quote bei etwa 5%. Menschen mit Migrationshintergrund sind überproportional stark betroffen. Unter den Deutschen im Rentenalter bezogen 2,4% Grundsicherung im Alter, unter den Ausländern 16,5% (vgl. Destastis, Tab. 22151-0012).


    Es ist zu erwarten, dass die Grundsicherungsquote der Bevölkerung im Rentenalter steigen wird. Allerdings wird die Entwicklung nicht zum Grundsicherungsbezug als Massenphänomen führen, wie häufig befürchtet. Eine vom Deutschen Institut für Wirtschaftsforschung (DIW), Berlin, und dem Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW), Mannheim, vorgenommene Abschätzung weist in einem Basis­szenario (keine Reformen zur Verbesserung der Alterssicherung) einen Anstieg der Grundsicherungsquote von 5,4% im Zeitraum 2015 bis 2020 auf 7,1% im Zeitraum 2031 bis 2036 aus (vgl. Haan et al. 2017, S. 70). Der höhere Ausgangswert gegenüber der amtlichen Statistik ergibt sich daraus, dass der hier gewählte methodische Ansatz verdeckt Arme miterfasst.


    Die öffentliche Diskussion zur Altersarmut ist eng mit der Rentendiskussion verbunden. Im Bundestagswahlkampf 2017 wurde der Eindruck erweckt, die geforderte Erhöhung des Rentenniveaus diene vorrangig den Armen. Sie würde aber die Quote der Grundsicherungsempfänger im Alter nur geringfügig senken. In der Studie von DIW und ZEW sind auch die Auswirkungen unterschiedlicher Reformoptionen auf Armuts-risiko- und Grundsicherungsquote abgeschätzt worden. Die Stabilisierung des sogenannten Rentenniveaus bei langfristig 46% lässt die prognostizierte Grundsicherungsquote für die erste Hälfte der 2030er Jahre von 7,1 auf 6,8% sinken (vgl. Haan et al. 2017, S. 9. 83). Dieser geringe Effekt ergibt sich aus dem Äquivalenzprinzip der Rentenversicherung, Menschen mit Minirenten bekämen nur kleine Zuschläge. Einige wenige würden über die Schwelle des soziokulturellen Existenzminimums gehoben, gewinnen würden auch diejenigen, die in verdeckter Armut leben und ihre Ansprüche nicht geltend machen. Die meisten der heutigen und künftig erwarteten Grundsicherungsempfänger wären weiterhin auf ergänzende Hilfe angewiesen.


    Unter der heutigen Gesetzeslage haben sie dann von einer Rentenerhöhung keinen Vorteil. Denn die Ansprüche aus der gesetzlichen Rente werden bei der Berechnung der Grundsicherung in voller Höhe angerechnet; die Rente steigt, die ergänzende Grundsicherung sinkt genau um denselben Betrag. Damit sind massive Gerechtigkeitsdefizite verbunden. Wer sein ganzes Berufsleben zum Mindestlohn arbeitet, erwirbt nur Rentenansprüche unterhalb des Grundsicherungsniveaus und erhält genau die Differenz als ergänzende Hilfeleistung. Er stellt sich im Alter nicht besser als wenn er nie gearbeitet hätte. Die Beiträge zur gesetzlichen Rente haben für ihn den Charakter einer Steuer. Das Prinzip, dass Arbeit sich lohnen muss, ist im Alter eklatant verletzt.


    Der Koalitionsvertrag von 2018 stellt sich der Problematik. Vorgesehen ist eine »Grundrente«, 10% oberhalb des Grundsicherungsbedarfs, die Grundsicherungsbeziehern, die 35 Jahre und mehr Beitragszeiten zur Rentenversicherung, Zeiten der Kindererziehung oder Pflegezeiten aufweisen, zusteht. Die Regeln zur Vermögensverwertung und dem Schonvermögen sollen so geändert werden, dass die Empfänger staatlicher Hilfen eine selbstbewohnte Immobilie nicht aufgeben müssen.


    So begrüßenswert dies ist, die Grenze von 35 Jahren wird neue Fragen aufwerfen. Wer als Flüchtling erst im Alter von 35 Jahren in den Arbeitsmarkt einsteigt, kann die geforderte Mindestzeit nicht erreichen. Gleiches gilt für jene, die aufgrund längerer Arbeitslosigkeit knapp unter den geforderten 35 Jahren bleiben. Prompt wurde nach Bekanntgabe der Vereinbarung aus den Sozialverbänden gefordert, auch Zeiten der Arbeitslosigkeit bei der Grundrente anzuerkennen. Dann aber bedeutet sie faktisch eine Erhöhung der Grundsicherung für alle Bedürftigen, unabhängig von der Erwerbsbiographie. Eine gesonderte Anerkennung der Lebensleistung einer langen Berufstätigkeit wäre dies dann nicht mehr.


    Eine überlegenswerte Alternative zu der Regelung im Koalitionsvertrag ist, einen prozentualen Anteil der erarbeiteten Rentenansprüche, zum Beispiel 10 oder 20%, bei der Berechnung der Grundsicherung im Alter nicht anzurechnen, gegebenenfalls bis zu einer festzulegenden Obergrenze. Man nähme Anleihe an der Zuverdienstregelung des SGB II, die eingeführt wurde, um Anreize zu setzen, aus dem Transferbezug eine Arbeit aufzunehmen. Dann gälte für jeden, der sozialversicherungspflichtig arbeitet und Rentenansprüche erwirbt, dass sich Arbeit im Alter gelohnt haben wird. Die genauen Parameter können erst auf der Grundlage detaillierter Simulationsrechnungen sinnvoll diskutiert und entschieden werden. Bedeutend für die Betroffenen sind auch die Regelungen zur Vermögensanrechnung. Der Freibetrag ist 2017 von 2600 auf 5000 angehoben worden. Die Vermögensfreigrenzen der Grundsicherung im Alter sind weiterhin deutlich geringer als beim Bezug des Arbeitslosengeldes II.


    Wie immer die Ausgestaltung erfolgt, im Kern geht es um eine Weiterentwicklung der Grundsicherung. Jede Verbesserung bei der Grundsicherung im Alter, seien es ein erhöhter Regelbedarf, Freibeträge auf die gesetzliche Rente oder höhere Vermögensfreigrenzen, wird mathematisch zwingend zu höheren Empfängerzahlen führen. Das sollte dann aber nicht als Indikator einer wachsenden Schieflage fehlinterpretiert werden, sondern als Folge einer Reform, die arme Menschen im Alter besser unterstützen will als dies heute gelingt.


    Literatur


    Cremer, G. (2018), Deutschland ist gerechter, als wir meinen. Eine Bestandsaufnahme, München (im Erscheinen).


    Deutscher Caritasverband (2015), »Position des zur Bemessung der Regelbedarfe von Erwachsenen und Kindern«, verfügbar unter: http://www.caritas.de/fuerprofis/presse/stellungnahmen/10-21-2015-aktualisierung-der-position-zur-regelbedarfsermittlung, aufgerufen am 27. Juli 2018.


    Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (2008), Mikroanalytische Untersuchung zur Abgrenzung und Struktur von Referenzgruppen für die Ermittlung von Regelbedarfen auf Basis der Einkommens- und Verbrauchsstichprobe 2008. Simulationsrechnungen für das Bundesministerium für Arbeit und Soziales, Endbericht, 17. Juni 2013, Nürnberg.


    Haan, P., H. Stichnoth, M. Blömer, H. Buslei, J. Geyer, C. Krolage und K.-U.Müller (2017), Entwicklung der Altersarmut bis 2036. Trends, Risikogruppen und Politikszenarien, Bertelsmann Stiftung, Gütersloh, verfügbar unter: https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/Entwicklung_der_Altersarmut_bis_2036.pdf, aufgerufen am 27. Juli 2018.


    Lamla, B. und M. Gasche (2014), »Erwarteter Bezug von Grundsicherung im Alter: Verhaltensunterschiede und Fehleinschätzungen«, in: Schmollers Jahrbuch 133(4), 539–562.


    Peichl, A., F. Buhlmann und M. Löffler, unter Mitarbeit von M. Blömer und H. Stichnoth (2017), Grenzbelastungen im Steuer-, Abgaben- und Transfersystem. Fehlanreize, Reformoptionen und ihre Wirkungen auf inklusives Wachstum, erstellt vom Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung im Auftrag der Bertelsmann Stiftung, Gütersloh, verfügbar unter: https://www.bertelsmann-stiftung.de/fileadmin/files/BSt/Publikationen/GrauePublikationen/NW_Steuer_und_Transfersystem.pdf, aufgerufen am 27. Juli 2018.


    Endnoten


    
      
        1 Prof. Dr. Georg Cremer ist ehemaliger Generalsekretär des Deutschen Caritasverbandes e. V.

      

    

  


  
    Benjamin Jung1 und Timo Walter2


    Handels- und Wohlfahrtseffekte einer »Nulllösung«:


    Wegfall der EU- und US-Importzölle im Automobilsektor


    Im Handelsstreit zwischen der EU und den USA haben sich der Präsident der Europäischen Kommission, Jean-Claude Juncker, und der US-Präsident Donald Trump Ende Juli 2018 auf den schrittweisen Abbau von Zöllen in allen Sektoren mit Ausnahme des Automobilsektors geeinigt. Keine drei Wochen davor war vorgeschlagen worden, ausschließlich im Automobilsektor die vollständige Eliminierung von Zöllen anzustreben. Welche Handels- und Wohlfahrtseffekte hätte eine solche Nulllösung für Deutschland, den Rest der EU und die USA? Wir lassen ein neues quantitatives Handelsmodell sprechen.


    In den letzten zwei Jahren bediente sich die US-Regierung in der Handelspolitik immer häufiger einer aggressiven Rhetorik. Am 23. März 2018 machte sie die Drohung wahr und führte Importzölle auf Stahl- und Aluminiumprodukte ein. Die Ausnahmereglungen für die NAFTA-Partner Mexiko und Kanada sowie die EU liefen am 1. Juni 2018 aus. Um einen möglichen Gegenschlag in diesem sogenannten »Handelskrieg« zu verhindern, drohte die US-Regierung Europa damit, die Importzölle im Automobilsektor von 2,5% auf 25% zu erhöhen.3 Umso überraschender war es, dass der US-Botschafter Richard Grenell am 4. Juli 2018 vor den Vorständen führender deutscher Automobilkonzerne die Möglichkeit vorschlug, auf amerikanischer und deutscher Seite komplett auf Autozölle zu verzichten.4 Das würde den Wegfall eines deutschen Zolls von 10% und eines US-Zolls von 5% bedeuten. Wie schnell sich der Wind zurzeit in der Handelspolitik um 180 Grad drehen kann, zeigte jedoch das Treffen am 25. Juli 2018 zwischen US-Präsident Trump und dem Präsidenten der Europäischen Kommission Junker. Dabei wurde vereinbart, die Zölle und nicht-tarifäre Handelshemmnisse verschiedener Produkte auf null zu senken, allein die Automobilindustrie ist vorerst ausgeschlossen.


    Welche handelspolitischen Auswirkungen hätte jedoch die von US-Botschafter Richard Grenell vorgeschlagene »Nulllösung« zwischen Deutschland und den USA im Automobilsektor? Für das Zustandekommen dieser bilateralen Zollsenkung bedürfte es allerdings der Zustimmung der EU-Kommission, da diese nach dem Vertrag von Lissabon für die handelspolitischen Entscheidungen in der EU zuständig ist. Auch wäre eine gesamteuropäische Lösung als ein weiteres handelspolitisches Szenario denkbar, in dem sowohl die USA als auch die EU die Zölle im Automobilsektor auf null senken. Alternativ könnten die USA und die EU nach der WTO-Regel der »Meistbegünstigten Nation« (MFN) ihre Importzölle auch für alle anderen WTO-Mitgliedstaaten senken, ohne dass es der Zustimmung der Mitgliedsländer bedarf. Weiter wäre es unter den WTO-Regeln ebenfalls möglich, dass die USA und die EU ihre Zölle in einem bilateralen Abkommen auf null senken. Dieses Handelsabkommen müsste jedoch mehr als 90% aller Warengruppen beinhalten, wie es zum Beispiel unter dem Transatlantischen Freihan­delsabkommen (TTIP) der Fall gewesen wäre. Fraglich ist jedoch, ob trotz des Treffens zwischen EU-Kommission Präsident Jean-Claude Juncker und US-Präsident Donald Trump ein solches Abkommen letzten Endes abgeschlossen werden würde.


    Auch wenn die amerikanische Handelspolitik wenig vorhersehbar ist, sollen die Handels- und Wohlfahrtsauswirkungen der Nulllösung im Folgenden für die drei Szenarien dargestellt werden: In Szenario 1 nehmen wir an, dass Deutschland handelspolitische Autonomie habe, so dass die Nulllösung im Automobilsektor bilateral zwischen Deutschland und den USA stattfinden kann. In Szenario 2 werden die Autozölle zwischen den USA und allen Mitgliedstaaten der EU auf null gesenkt. Im dritten Szenario eliminieren die EU und die USA ihre Zölle im Automobilsektor gegenüber allen WTO-Mitgliedern.


    Die methodische Klammer für die Untersuchung bilden die neuen quantitativen Außenhandelsmodelle (vgl. Costinot und Rodriguez-Clare 2014). Ausgangspunkt für die Simulationen ist das Modell von Caliendo und Parro (2015). Es baut auf dem ricardianischen Modell von Eaton und Kortum (2002) auf, berücksichtigt die Input-Output-Verknüpfungen zwischen handelbaren und nicht handelbaren Sektoren und erlaubt die Quantifizierung von Handels- und Wohlfahrtseffekten.5


    Hauptdatenquelle für die Analyse ist die aktuellste »World Input-Output Database« (WIOD, Release 2016) für das Jahr 2014. Die Datenbank umfasst 56 Sektoren6 und beinhaltet 43Länder, die zusammen für mehr als 90% des weltweiten Bruttoinlandsprodukts verantwortlich sind. Als Datenquelle für die Zölle wird das UNCTAD Trade Analysis Information System (TRAINS) genutzt. Für die Substitutionselastizitäten in den Primärsektoren und industriellen Sektoren ziehen wir Aichele et al. (2014) heran, für die Dienstleistungssektoren die Schätzungen von Egger et al. (2012).


    In Tabelle 1 wird für Deutschland, die USA sowie für die restlichen EU-Staaten der Exportanteil des Automobilsektors an den Gesamtexporten des Landes für den Status quo und die drei Szenarien dargestellt. Durch eine bilaterale Zollsenkung (Szenario 1) erhöht sich der Exportanteil des Automobilsektors in Deutschland von 17,1% auf 17,7%, wohingegen der EU-Exportanteil nur minimal um 0,01 Prozentpunkte steigt. In den USA ändert sich bei einer bilateralen Zoll­eliminierung der Exportanteil von 5,35% nicht, da der Automobilsektor kleiner und die Zollsenkung geringer ist. Eine EU-Lösung (Szenario 2) ergäbe für Deutschland keine weitere Erhöhung des Exportanteils des Automobilsektors. Dies ist darauf zurückzuführen, dass Deutschland zwar in beiden Fällen von der amerikanischen Zollsenkung profitiert, allerdings haben die Zollsenkungen zwischen den USA und den anderen europäischen Ländern keinen weiteren wahrnehmbaren Einfluss auf die Veränderung des deutschen Exportanteils. Dahingegen erhöht sich der Exportanteil des Automobilsektors der EU von 6,45% auf 6,54% in Szenario 2, auch der Exportanteil der USA steigert sich leicht von 5,35% auf 5,39%. Die größte Auswirkung auf den Automobilexport haben die Absenkung der Importzölle nach dem MFN-Prinzip der WTO (Szenario 3). Hierbei senken die EU und die USA die Importzölle des Automobilsektors auch für alle anderen WTO-Mitgliedstaaten auf null herab.7 Der Exportanteil des Automobilsektors erhöht sich in Deutschland auf 18,5%, in der EU auf 6,77% und in den USA auf 5,42%.


    Tab. 1


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Veränderung der Exportanteile der Automobilbranche (in %)

          
        


        
          	

          	
            Deutschland

          

          	
            USA

          

          	
            EUa

          
        


        
          	
            Status quo

          

          	
            17,10

          

          	
            5,35

          

          	
            6,45

          
        


        
          	
            Bilaterale Nulllösung (Szenario 1)

          

          	
            17,70

          

          	
            5,35

          

          	
            6,46

          
        


        
          	
            Nulllösung der EU und der USA (Szenario 2)

          

          	
            17,70

          

          	
            5,39

          

          	
            6,54

          
        


        
          	
            MFN-Prinzip der WTO (Szenario 3)

          

          	
            18,50

          

          	
            5,42

          

          	
            6,77

          
        


        
          	
            a Einfacher ungewichteter Durchschnitt ohne Deutschland

          
        


        
          	
            Quelle: World Input Output Database, Release 2016; TRAINS; Berechnungen der Autoren.

          
        

      
    


    Tabelle 2 zeigt für den Status quo und die drei Szenarien die absoluten Werte der bilateralen Importe der Automobilbranche zwischen Deutschland und den USA. Im unterstellten Ausgangsjahr 2014 importierten die USA deutsche Autos im Wert von 41,3 Mrd. US-Dollar, während Deutschland amerikanische Fahrzeuge im Wert von 5,2 Mrd. US-Dollar importierte. Dies entspricht einem sektoralen Handelsdefizit für die amerikanische Seite von 36,1 Mrd. US-Dollar. Durch die bilaterale Zollsenkung (Szenario 1) wüchse dieses sektorale Defizit auf 48 Mrd. US-Dollar an, da Deutschland aufgrund des großen amerikanischen Fahrzeugmarktes die Automobilexporte um 12,3 Mrd. US-Dollar steigern würde, während die USA zusätzliche Autos im Wert von 490 Mio. US-Dollar nach Deutschland exportieren würden. In den beiden anderen Szenarien fiele das Importwachstum deutscher Autos in die USA mit 28,72% in Szenario 2 und 28,26% in Szenario 3 geringer aus, denn in diesen beiden Fällen wiche die Automobilnachfrage der USA vermehrt auf andere Staaten aus, die durch die Importzollsenkungen der USA günstiger geworden wären. Die Importe der amerikanischen Fahrzeuge nach Deutschland wüchsen mit der Ausweitung der Zollreduktion in Szenario 2 und Szenario 3 an, und der Zuwachs wäre im dritten Szenario mit knapp 11,9% am höchsten.


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Bilaterale Automobilimporte zwischen Deutschland und den USA (in Mio. US-Dollar)

          
        


        
          	

          	

          	
            Deutschland

          

          	
            USA

          
        


        
          	
            Status quo

          

          	
            Bilaterale Importe

          

          	
            5177

          

          	
            41360

          
        


        
          	
            Bilaterale Nulllösung (Szenario 1)

          

          	
            Bilaterale Importe

          

          	
            5667

          

          	
            53727

          
        


        
          	
            Abs. Veränderung

          

          	
            490

          

          	
            12367

          
        


        
          	
            Veränderung in %

          

          	
            9,46

          

          	
            29,90

          
        


        
          	
            Nulllösung der EU und der USA (Szenario 2)

          

          	
            Bilaterale Importe

          

          	
            5681

          

          	
            53239

          
        


        
          	
            Abs. Veränderung

          

          	
            505

          

          	
            11879

          
        


        
          	
            Veränderung in %

          

          	
            9,75

          

          	
            28,72

          
        


        
          	
            MFN-Prinzip der WTO (Szenario 3)

          

          	
            Bilaterale Importe

          

          	
            5971

          

          	
            53049

          
        


        
          	
            Abs. Veränderung

          

          	
            615

          

          	
            11689

          
        


        
          	
            Veränderung in %

          

          	
            11,88

          

          	
            28,26

          
        


        
          	
            Quelle: World Input Output Database, Release 2016; TRAINS; Berechnungen der Autoren.

          
        

      
    


    Nun werden die Importe in Bezug zur Gesamtnachfrage gesetzt. Tabelle 3 zeigt den Anteil, der durch Importe bedient wird, am Gesamtwert der nachgefragten Fahrzeuge. Der Rest der Nachfrage wird aus heimischer Produktion bedient. Für eine gegebene Gesamtnachfrage steigt das Maß, wenn die Importe steigen. In der Ausgangssituation ist in Deutschland der Anteil der Nachfrage, der aus Importen bedient wird, größer als in der EU und in den USA. Der Automobilsektor in der EU und in den USA ist also weniger offen als der in Deutschland. Wie zu erwarten, führte die Eliminierung der Zölle zu einem größeren Importanteil. In Deutschland wäre diese Änderung in Szenario 1 ca. 0,1 Prozentpunkte, in den USA ca. 1 Prozentpunkt. Die EU wäre im Szenario1 handelspolitisch nicht betroffen, weshalb der Anteil unverändert bleibt. Szenario 2 hätte für Deutschland keine weitere Änderung des Anteils zur Folge, für die EU würde der Anteil um 0,04% wachsen, während der Anteil der USA um einen weiteren Prozentpunkt gegenüber Szenario 1 steigen würde. Szenario 3 brächte für Deutschland und die EU nur eine minimale weitere Erhöhung des Importanteils, für die USA ergäbe sich relativ zu Szenario 2 keine nennenswerte Änderung.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Anteil der Gesamtnachfrage im Automobilsektor, der durch Importe bedient wird


            (in %)

          
        


        
          	

          	
            Deutschland

          

          	
            USA

          

          	
            EUa

          
        


        
          	
            Status quo

          

          	
            41,43

          

          	
            34,77

          

          	
            36,95

          
        


        
          	
            Bilaterale Nulllösung(Szenario 1)

          

          	
            41,54

          

          	
            35,81

          

          	
            36,95

          
        


        
          	
            Nulllösung der EU und der USA (Szenario 2)

          

          	
            41,54

          

          	
            36,79

          

          	
            36,99

          
        


        
          	
            MFN-Prinzip der WTO (Szenario 3)

          

          	
            41,60

          

          	
            36,81

          

          	
            37,01

          
        


        
          	
            a Einfacher ungewichteter Durchschnitt ohne Deutschland

          
        


        
          	
            Quelle: World Input Output Database, Release 2016; TRAINS; Berechnungen der Autoren.

          
        

      
    


    Die Erhöhung des Offenheitsgrades im betroffenen Sektor ist aber nur ein Kanal, über den die Änderung in der Handelspolitik auf das reale Pro-Kopf-Einkommen eines Landes – in Analogie zu Caliendo und Parro (2015), unser Wohlfahrtsmaß – wirkt. Dazu kommen auch die Änderungen, die sich im allgemeinen Gleichgewicht in den anderen Sektoren ergeben. Die Wohlfahrtseffekte der drei handelspolitischen Szenarien sind in Tabelle4 dargestellt. Die Wohlfahrtsänderung kann in eine Veränderung des internationalen Tauschverhältnisses, den sog. Terms of Trade, und eine Veränderung des Handelsvolumens, den Volumes of Trade, zerlegt werden. Das internationale Tauschverhältnis stellt dabei die Kaufkraft eines Landes dar und ist abhängig von dem Handelsüberschuss gewichtet nach der Veränderung der Export- und Importpreise. Die Änderung des Handelsvolumens ist wiederum abhängig von den ursprünglichen Zöllen und Importen sowie von den neuen Importen gewichtet nach den veränderten Importpreisen.
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            Auswirkungen der handelspolitischen Szenarien auf die Wohlfahrt (in %)

          
        


        
          	

          	

          	
            Deutschland

          

          	
            USA

          

          	
            EUa

          
        


        
          	
            Bilaterale Nulllösung (Szenario 1)

          

          	
            Wohlfahrtseffekte

          

          	
            0,0566

          

          	
            –0,0005

          

          	
            0,0009

          
        


        
          	
            Terms of Trade

          

          	
            0,0538

          

          	
            –0,0055

          

          	
            0,0003

          
        


        
          	
            Volume of Trade

          

          	
            0,0028

          

          	
            0,0050

          

          	
            0,0006

          
        


        
          	
            Nulllösung der EU und der USA (Szenario 2)

          

          	
            Wohlfahrtseffekte

          

          	
            0,0577

          

          	
            –0,0033

          

          	
            0,0049

          
        


        
          	
            Terms of Trade

          

          	
            0,0545

          

          	
            –0,0108

          

          	
            0,0039

          
        


        
          	
            Volume of Trade

          

          	
            0,0032

          

          	
            0,0075

          

          	
            0,0010

          
        


        
          	
            MFN-Prinzip der WTO (Szenario 3)

          

          	
            Wohlfahrtseffekte

          

          	
            0,1354

          

          	
            0,0016

          

          	
            0,0224

          
        


        
          	
            Terms of Trade

          

          	
            0,1268

          

          	
            –0,0090

          

          	
            0,0185

          
        


        
          	
            Volume of Trade

          

          	
            0,0080

          

          	
            0,0106

          

          	
            0,0039

          
        


        
          	
            a Einfacher ungewichteter Durchschnitt ohne Deutschland

          
        


        
          	
            Quelle: World Input Output Database, Release 2016; TRAINS; Berechnungen der Autoren.

          
        

      
    


    Deutschland profitiert in allen drei Szenarien zwar auch von den gestiegenen Handelsvolumina, jedoch überwiegt die Verbesserung der Terms of Trade. Das ist auf der einen Seite auf den Handelsüberschuss zurückzuführen, auf der anderen Seite wirken sich die gestiegenen Exportpreise aufgrund der höher gewordenen deutschen Reallöhne, relativ zu den Importpreisen, positiv auf das Tauschverhältnis aus. Speziell im dritten Szenario käme es in Deutschland durch die Importzollsenkungen zu einer höheren Nachfrage nach deutschen Autos, was zu einer Erhöhung der Reallöhne führt und sich dadurch positiv auf die Terms of Trade auswirkt.


    Die EU würde im ersten Szenario geringfügig profitieren, wodurch es zu einer Steigerung der Wohlfahrt von 0,0009% kommen würde. Einen größeren Effekt hätte jedoch das Szenario 2, in dem alle Länder der EU die Importzölle auf amerikanische Autos reduzieren würden, dabei würde die Wohlfahrt um 0,0049% ansteigen. Den größten Wohlfahrtseffekt hätte die EU allerdings in Szenario 3 mit 0,0224%, ähnlich wie in Deutschland ist hierbei der Effekt auf die Veränderung der Terms of Trade und den Anstieg der Nachfrage nach europäischen Fahrzeugen zurückzuführen.


    Etwas überraschend ist, dass die USA bei den ersten beiden Szenarien verlören, obwohl der EU-Importzoll von 10% auf 0% gesenkt wird. Dieser negative Wohlfahrtseffekt wäre in Szenario 1 mit –0,0005% allerdings gering und in Szenario 2 (–0,0033%) nur etwas stärker ausgeprägt. Hervorgerufen würden diese negativen Wohlfahrtseffekte durch das negative internationale Tauschverhältnis der USA, das wiederum auf dem großen Handelsdefizit der USA basiert. Es hinge jedoch auch damit zusammen, dass in allen drei Szenarien die Exportpreise stärker zurückgingen als die Importpreise. Der negative Einfluss der Terms of Trade wäre in den ersten beiden Szenarien größer als der positive Effekt des Handelsvolumens, so dass die Wohlfahrtseffekte negativ wären. Im dritten Szenario trügen die gestiegenen Importe, hervorgerufen durch die WTO-Mitgliedstaaten, zu einer Veränderung des Handelsvolumens von 0,0106% und damit maßgeblich zu dem positiven Wohlfahrtseffekt bei.


    Aufgrund der Simulationen lässt sich zusammenfassend festhalten, dass Deutschland, die EU und die USA am meisten im Rahmen des dritten Szenarios profitieren würden, bei dem die EU und die USA nach dem MFN-Prinzip die Importzölle auf Autos für alle WTO-Mitgliedstaaten senken. Ein bilateraler Alleingang von Deutschland und den USA bzw. zwischen der EU und den USA wäre nach den durchgeführten Analysen ökonomisch weniger von Vorteil. Es steht zu vermuten, dass der nun anvisierte Deal zwischen der EU und den USA, bei dem die Zölle aller Sektoren mit Ausnahme des Automobilsektors eliminiert werden, aus globaler Sicht ebenso wenig erstrebenswert wäre.
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        1 Prof. Dr. Benjamin Jung ist Professor für Volkswirtschaftslehre, insbesondere Außenwirtschaft, an der Universität Hohenheim, Mitglied des CESifo Forschungsnetzwerks und IAW Research Fellow.

      


      
        2 Timo Walter ist Doktorand am Lehrstuhl für Volkswirtschaftslehre, insbesondere Außenwirtschaft, an der Universität Hohenheim.

      


      
        3 Die Auswirkungen eines Handelskrieges wurden unter anderem im ifo Schnelldienst 11/2018 diskutiert.

      


      
        4 Richard Grenell war zuvor von der US-Regierung beauftragt worden, nach alternativen Lösungsansätzen im Handelsstreit mit Europa zu suchen (vgl. Afhüppe et al. 2018).

      


      
        5 Caliendo und Parro (2015) verwenden das Modell, um die Effekte von NAFTA ex post zu untersuchen; hier werden die Effekte einer Nulllösung ex ante simuliert, ähnlich wie in dem Papier von Walter (2018), das die Handels- und Wohlfahrtseffekte eines möglichen Handelsabkommens zwischen Japan und den USA untersucht. Der Programm-Code von Caliendo und Parro (2015) ist frei verfügbar und wurde entsprechend angepasst.

      


      
        6 Um Berechnungsschwierigkeiten zu vermeiden, werden im Stile von Felbermayr et al. (2017) die Sektoren mit null Output zusammengefasst, so dass es für diese Untersuchung 50 Sektoren sind.

      


      
        7 Die WIOD Daten enthalten zwar nur 43 Ländern, jedoch werden die restlichen Staaten durch das Aggregat »Rest der Welt« abgedeckt.

      

    

  


  
    Matthias Gnewuch und Klaus Wohlrabe


    Die (Super-)Effizienz von volkswirtschaftlichen Fakultäten

  


  
    Der vorliegende Artikel untersucht die (Super-)Effizienz von 188 volkswirtschaftlichen Fakultäten weltweit auf Basis von Daten von RePEc. Als Input dient die Anzahl der Mitarbeiter gemessen in Vollzeitäquivalenten einer Fakultät. Der Output wird als zwei Hauptkomponenten, die die Informationen von 30 bibliometrischen Rankings kondensieren, definiert. Es zeigt sich, dass es einige super-effiziente Fakultäten gibt, die eine deutlich höhere Produk­tivität als ihre Konkurrenten aufweisen; deutschsprachige Fakultäten sind nicht darunter.


    

  


  
    Nationale und internationale Bildungsrankings spielen in der öffentlichen Diskussion eine immer größere Rolle. Universitäts- oder Fakultätsrankings werden von Studenten häufig als Entscheidungshilfe für den Studienort verwendet. Nachwuchswissenschaftler wählen auf der Grundlage dieser Rankings ein geeignetes In­­stitut für ihre weitere akademische Laufbahn. Neben diesem, eher extern zu verortendem Nutzen von Rankings gibt es auch einen internen: Die Ergebnisse können innerhalb einer Universität/Fakultät für die Optimierung des Einsatzes von vorhandenen Ressourcen genutzt werden. Um die Ergebnisse der Rankings dafür einzusetzen, die Leistung bzw. Effizienz einer Fakultät zu steigern, ist es allerdings notwendig, den Input (wie z.B. das Budget für Forschung) und den Output (wie z.B. die Anzahl der Publikationen) gegenüberzustellen und mit anderen Fakultäten zu vergleichen. Denn letztlich sind Rankings lediglich ein Outputmaß, das Unterschiede bei den vorhandenen Ressourcen nicht beachtet.


    Es gibt eine vielfältige Literatur, die sich mit der Effizienz von (höheren) Bildungseinrichtungen beschäftigt. Die Artikel von Worthington (2001), Rhaiem (2017) sowie Witte und López-Torres (2017) geben ausführliche Überblicke. Der Großteil der Untersuchungen nutzt entweder die sogenannte Data Envelopment Analysis (DEA) oder die Stochastic Frontier Analysis (SFA). Beide haben jedoch einige Nachteile. Die DEA ist etwa sehr anfällig für (statistische) Ausreißer. Dies kann zur Folge haben, dass z.B. eine Fakultät alle anderen im Effizienzsinne dominiert und dadurch deren wahres Effizienzniveau unterschätzt wird. Deshalb wurden neue Verfahren entwickelt, die dieses Problem abmildern. Als Konsequenz daraus ergeben sich sogenannte super-effiziente Einheiten. Gnewuch und Wohlrabe (2018) wenden solche Verfahren, die bisher kaum in der wissenschaftlichen Literatur genutzt wurden, auf volkswirtschaftliche Fakultäten weltweit an. Im Folgenden wird eine Zusammenfassung der Ergebnisse präsentiert, zudem wird ein Blick auf die Fakultäten aus dem deutschsprachigen Raum geworfen. Es gibt bisher nur wenige Effizienzanalysen von wirtschaftswissenschaftlichen oder volkswirtschaftlichen Fakultäten. Als Beispiele seien Johnes (1998), Johnes und Johnes (1992; 1993; 1995) oder Madden et al. (1997) genannt. Friedrich und Wohlrabe (2017) nutzen ähnliche Daten wie in dieser Untersuchung.


    Methoden1


    Prinzipiell bieten sich für die Analyse der Produktivität einfache Kennzahlen an, wie z.B. die Anzahl der Publikationen in Relation zum Budget oder der Anzahl der Mitarbeiter. Dieser Ansatz greift jedoch zu kurz. Die Auswahl eines Benchmarks ist bei Verhältnissen nur subjektiv möglich; darüber hinaus kann jeweils nur ein Input und ein Output betrachtet werden. Auch wird der interne (d.h. nicht beobachtbare) Produk­tionsprozess einer Fakultät, wie die Inputs (wie z.B. das Budget oder die Mitarbeiter) in Outputs (wie z.B. Absolventen oder Publikationen) transformiert werden, außer Acht gelassen. Im Rahmen von Effizienz­analysen wird deshalb mittels mathematischer Optimierung diejenige Universität als Benchmark identifiziert, die ihren Input besonders effizient in Output umwandelt. Dabei ist es möglich, mehrere Inputs mehreren Outputs gegenüberzustellen. Für die Effizienzanalysen in dieser Studie werden ein Standardverfahren und ein neueres Verfahren eingesetzt, die mit dieser Art der mathematischen Optimierung arbeiten: die Data Envelopment Analysis (DEA) sowie die neuere und robustere Partial Frontier Analysis (PFA).


    In Anlehnung an die Produktionstheorie wird ein Produktionsprozess unterstellt, der sich durch Inputs und damit erzeugten Outputs beschreiben lässt. Bei der Effizienzmessung werden Fakultäten mit jeweils unterschiedlichen Input-Output-Kombinationen verglichen. Eine bestimmte Fakultät bzw. Input-Output-Kombination wird dann als effizient bezeichnet, wenn sie von keiner anderen Kombination dominiert wird. Dabei ergeben sich grundsätzlich zwei Optimierungsrichtungen:


    
      	Maximierung des Outputs bei gegebenem Input (Output-Maximierung),


      	Minimierung des Inputs bei gegebenem Output (Input-Minimierung).

    


    Es hängt vom Anwendungsfall der DEA bzw. PFA ab, welche der beiden Optimierungsrichtungen zu bevorzugen ist. Im Folgenden wird davon ausgegangen, dass die Fakultäten eher einen Einfluss auf den Output als auf den Input haben, also wird von einer Output-Optimierung ausgegangen.


    Für eine Fakultät liegt der Zustand einer Dominanz vor, wenn neben ihrer eigenen Input-Output-Kombination keine Kombination von einer anderen Universität existiert, die mit weniger Input einen genauso großen Output oder bei gleichem Input einen größeren Output erzeugt. Die Grundidee der DEA geht auf Charnes, Cooper und Rhodes (1978) zurück. Cooper, Seiford und Zhu (2004) geben einen generellen Überblick über Methodik(-varianten) und Anwendungen der DEA.


    Das Prinzip der Effizienz ist in Abbildung 1 schematisch dargestellt. Die Punkte in der Abbildung stehen für Input-Output-Kombinationen einer bestimmten Anzahl von universitären Einrichtungen. Die drei Einrichtungen A, B und E sind dominant, da keine alternative Kombination existiert, die bei gleicher Input-Output-Kombination einen geringeren Input bzw. höheren Output aufweist. Sie bilden mit ihren Input-Output-Kombinationen die (empirische) Effi­zienzlinie, auf der alle effizienten Input-Output-Kombinationen liegen. Das Ausmaß der Ineffizienz der anderen Universitäten errechnet sich aus der Distanz zur empirisch ermittelten Effizienzlinie. Unter der Annahme einer Output-Maximierung zeigt sich, dass die Universitäten C und D ihren Output erhöhen könnten, ohne dass sich dabei der Input verändern müsste (Input-Effizienz). Durch diese Maßnahme würden beide an Effizienz gewinnen. Die konkave Effizienzlinie repräsentiert die DEA mit variablen Skalenerträgen.


    Bei der Anwendung der DEA sollte beachtet werden, dass die Effizienz von Fakultäten lediglich im Verhältnis zu einer empirischen, d.h. beobachtbaren, Effizienzlinie berechnet werden kann. Da ungewöhnliche Beobachtungseinheiten (Ausreißer) das Ergebnis maßgeblich beeinflussen können, ist die Berechnung der Effizienz sehr stark von den berücksichtigten Fakultäten abhängig. Um den Einfluss von Ausreißern auf das Ergebnis zu verringern, wurde das Verfahren der DEA in den letzten Jahren weiterentwickelt. Die Free Disposal Hull (FDH) ist ebenfalls eine Methode der vollständigen Grenzanalyse. Sie unterscheidet sich von der DEA insofern, als dass die Effizienzkurve nicht zwischen effizienten Beobachtungseinheiten interpoliert wird, sondern stufenförmig verläuft (vgl. Abb. 1). Nach den Ergebnissen der FDH sind nicht nur die Fakultäten A, B und E, sondern auch C und D effizient: Es existiert keine andere Fakultät, die zumindest den gleichen Output bei geringerem oder gleichem Input hat. Dennoch würde auch bei der FDH eine Einheit mit wesentlich größerem Output und geringem Input alle anderen Universitäten dominieren und somit ineffizient erscheinen lassen.


    
    Abb. 1
[image: 650.png]


    Um diese Dominanz zu vermeiden, wurde – aufbauend auf der DEA – das Verfahren der partiellen Grenzanalyse (PFA) entwickelt. Die PFA beruht auf der Idee, dass es »super-effiziente« Einheiten gibt, die jenseits der Effizienzkurve liegen. Die Effizienzkurve ist dabei – in Anlehnung an die FDH – stufenförmig. Bei der PFA werden jedoch nicht alle Einheiten mit einem höheren Output als Referenz verwendet, sondern nur eine Teilmenge. Wie die Kurve »Order-Alpha-Effizienz« in Abbildung 1 zeigt, liegen C und D weiterhin auf der Effizienzkurve; A, B und E liegen jedoch jenseits davon und gelten als super-effizient. Die Anzahl der super-effizienten Fakultäten kann über den Parameter α angepasst werden. Dieser ist eine Prozentzahl. Wenn er 100% beträgt, ist das Verfahren identisch mit der FDH. Wird α kleiner als 100% gewählt, werden nicht alle Universitäten, inbesondere nicht mehr die effizientesten, als Benchmark berücksichtigt. Der Parameter approximiert somit, wie rigide das Verfahren Fakultäten als super-effizient klassifiziert: Je niedriger α ist, desto höher fällt die Anzahl der potenziellen super-effizienter Fakultäten aus. Eine technische Beschreibung der hier verwendeten PFA mit Order-Alpha-Effizienz findet sich bei Aragon, Daouia und Thomas-Agnan (2005).


    Daten


    Basis für die Analyse sind Daten der RePEc-Website (www.repec.org). Als Input dienen die Vollzeitequi­valente einer Fakultät. Jeder Wissenschaftler, der sich auf der Website registriert hat, kann angeben, zu welchem Anteil er für welche Fakultät und/oder Institution arbeitet. Falls dies unterbleibt, berechnet RePEc automatisch einen Anteil. Die Outputseite basiert auf den bibliometrischen Rankings, die RePEc monatlich erstellt. Im Moment existieren mehr als 30 für Institutionen, die alle potenziell als Output-Indi­katoren dienen können. Generell gibt es fünf Hauptkategorien: Anzahl der publizierten Arbeiten (Zeitschriftenartikel, Diskussionspapiere, Bücher, Buchkapitel, Softwareprogramme), Zitierungen, zitierende Autoren, Seitenanzahl in Fachzeitschriften und Downloadstatistiken. Jede dieses Kategorien kann nach verschiedenen Kriterien gewichtet werden (für Details zu RePEc vgl. Seiler und Wohlrabe 2010; Zimmermann 2013). RePEc publiziert öffentlich jeweils nur die Top 5% eines jeden Rankings. Es wurden alle Fakultäten, die in allen 32 Rankings im Januar 2018 gelistet wurden und somit ein Wert für das jeweilige Ranking vorliegt, ausgewählt. Nicht berücksichtigt wurden Institutionen/Einrichtungen, die anderen Einrichtungen zugeordnet werden konnten, Zent­ralbanken und Wirtschaftsforschungsinstitute (wie z.B. das ifo Institut). Insgesamt verbleiben 188 Fakultäten im Datensatz. Eine Korrelationsanalyse zeigt, dass die verschiedenen Rankings teilweise hochgradig miteinander korreliert sind. Um die Informationsmenge zu verdichten, wurde eine Hauptkomponentenanalyse durchgeführt (vgl. Seiler und Wohlrabe 2012). Auf Basis dieser Analyse konnten zwei Komponenten extrahiert werden, die rund 94% der Variation in den Daten erklären. Die Grundidee dahinter ist, dass der Forschungsprozess als ein latenter Prozess definiert wird, der durch die verschiedenen Rankings repräsentiert werden kann. Die verwendeten Daten repräsentieren den Status quo von Januar 2018, d.h., es wurden die Forscher und ihr jeweiliger wissenschaftlicher Output zu diesem Zeitpunkt berücksichtigt. Ein Nachteil dieses Ansatzes ist, dass der zeitliche Verlauf der Karriere unberücksichtigt bleibt. Ein Wissenschaftler nimmt beim Wechsel der Fakultät immer seinen Output auf RePEc mit. Eine Flow-Analyse, bei der die verschiedenen Forschungsstationen berücksichtigt werden, ist zum einen generell sehr schwierig und zum anderen mit den RePEc-Daten nicht umzusetzen.


    Ergebnisse


    Gnewuch und Wohlrabe (2018) geben die Effizienz­werte und die entsprechenden Rangpositionen für fünf verschiedene Effizienzverfahren an. Hier sollen nur die Ergebnisse des Standardansatzes (DEA) sowie der Order-Alpha-Methode dargestellt werden. Die durchschnittliche Effizienz nach dem DEA-Ansatz ist 0,712, der niedrigste Wert liegt bei 0,471 und das Maximum bei 1,000. Dieser Wert sagt aus, dass eine Fakultät ihre Ressourcen effizient einsetzt. Ein Wert kleiner als 1 kann bei gegebenem Input den Output entsprechend erhöhen. Für den Order-Alpha-Ansatz ist der durchschnittliche Effizienzwert 0,899. Der höhere Wert ist darauf zurückzuführen, dass durch die Zulassung von super-effizienten Einrichtungen alle Fakultäten näher an die Effizienzlinie rücken. Der Minimalwert liegt bei 0,584 und das entsprechende Maximum bei 1,781. Die Streuung der Werte nimmt im Vergleich zur DEA zu.


    In Tabelle 1 sind jeweils die Top 10 volkswirtschaftlichen Fakultäten weltweit dargestellt. Gemäß der DEA sind acht Fakultäten effizient. Die verbleibenden sind entsprechend ineffizient, d.h., bei der gegebenen Anzahl von Mitarbeitern müssten diese ihren Output erhöhen, um effizient zu sein. Mit Blick auf eine mögliche Super-Effizienz zeigt sich, dass insgesamt 15 Fakultäten einen Wert größer 1,00 aufweisen und damit super-effizient sind. Am effizientesten ist die London School of Economics. Insgesamt zeigen die Ergebnisse, dass durchaus viele »übliche Verdächtige« auf den Toppositionen vertreten sind. Aber auch kleinere und weniger bekannte Fakultäten, wie z.B. die Fakultät in Tilburg, können sehr gute Effizienzwerte aufweisen. Ergebnisse für alle Fakultäten finden sich in Gnewuch und Wohlrabe (2018).


    Tab. 1


    
      
        
        
      

      
        
          	
            Effizienzwerte der Top-10 Fakultäten

          
        


        
          	
            DEA

          
        


        
          	
            London School of Econ. (LSE)

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Paris School of Econ.

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Depart. of Econ., Harvard University

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Sciences économiques, Sciences Po

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Depart. of Econ., University of California-Berkeley

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Econ. Depart., Massachusetts Institute of Technology (MIT)

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Charles H. Dyson School of Applied Econ. and Management, Cornell University

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Cowles Foundation for Research in Econ., Yale University

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Peter G. Peterson Institute for International Econ. (IIE)

          

          	
            0,996

          
        


        
          	
            Depart. of Econ., Princeton University

          

          	
            0,991

          
        


        
          	
            Order-Alpha

          
        


        
          	
            London School of Econ. (LSE)

          

          	
            1,781

          
        


        
          	
            Depart. of Econ., Harvard University

          

          	
            1,661

          
        


        
          	
            Sciences économiques, Sciences Po

          

          	
            1,423

          
        


        
          	
            Depart. of Econ., University of California-Berkeley

          

          	
            1,413

          
        


        
          	
            Paris School of Econ.

          

          	
            1,412

          
        


        
          	
            Depart. of Econ., Oxford University

          

          	
            1,339

          
        


        
          	
            School of Econ. and Management, Universiteit van Tilburg

          

          	
            1,322

          
        


        
          	
            Barcelona Graduate School of Econ. (Barcelona GSE)

          

          	
            1,292

          
        


        
          	
            Università Commerciale Luigi Bocconi

          

          	
            1,263

          
        


        
          	
            Depart. of Econ., Boston College

          

          	
            1,115

          
        


        
          	
            Quelle: RePEc, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Es stellt sich die Frage, ob beide Verfahren zu ähnlichen Ergebnissen mit Blick auf die Rangpositionen kommen. Zudem ist es interessant, ob eine Fakultät, die in RePEc sehr hoch gelistet ist, auch tendenziell effizient ist. Eine sehr gute Rangposition auf der RePEc-Website kann als Proxy für die Reputation einer Fakultät interpretiert werden. In Tabelle 2 sind die Rangkorrelationen nach Spearman dargestellt. Der Zusammenhang zwischen den beiden Effizienzverfahren ist relativ hoch, d.h., sie kommen zu ähnlichen Ergebnissen. Werden die Rangpositionen jedoch mit RePEc verglichen, so zeigt sich nur ein schwacher (DEA) bis moderater (Order-Alpha) Zusammenhang zwischen Reputation einer Fakultät und deren Effizienz.


    Tab. 2


    
      
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Rangkorrelationen zwischen den Rankings

          
        


        
          	
            

          

          	
            DEA

          

          	
            Order-Alpha

          

          	
            RePEc

          
        


        
          	
            DEA

          

          	
            1,000

          

          	
            

          

          	
            

          
        


        
          	
            Order-Alpha

          

          	
            0,778

          

          	
            1,000

          

          	
        


        
          	
            RePEc

          

          	
            0,386

          

          	
            0,612

          

          	
            1,000

          
        


        
          	
            Quelle: RePEc, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Unter den besten Fakultäten ist keine aus dem deutschsprachigen Raum. In Tabelle 3 sind die neun Fakultäten aus dem Datensatz mit den entsprechenden Ergebnissen dargestellt. Nach der DEA ist keine Fakultät effizient, den höchsten Wert mit 0,747 erreicht die Fakultät aus Bern. Beim Order-Alpha-Ansatz ist die Fakultät der Universität Zürich am besten platziert, ist jedoch nicht super-effizient. Mit einem Wert von 0,955 ist sie jedoch sehr nah an der Effizienzlinie. Generell zeigen die Rangpositionen, dass Fakultäten aus dem deutschsprachigen Raum nicht unter den Top 50 gelistet sind, es besteht also noch Aufholbedarf.


    Tab. 3


    
      
        
        
        
        
        
        
      

      
        
          	
            Ergebnisse für Fakultäten aus dem deutschsprachigen Raum

          
        


        
          	

          	
            DEA

          

          	
            Order-Alpha

          

          	
            RePEc

          
        


        
          	
            EW

          

          	
            Rang

          

          	
            EW

          

          	
            Rang

          

          	
            Rang

          
        


        
          	
            Wirtschaftswissenschaftliche Fakutät, Universität Zürich

          

          	
            0,501

          

          	
            185

          

          	
            0,955

          

          	
            73

          

          	
            50

          
        


        
          	
            WU Wirtschaftsuniversität Wien

          

          	
            0,667

          

          	
            116

          

          	
            0,919

          

          	
            84

          

          	
            162

          
        


        
          	
            Fachbereich Wirtschaftswissenschaft, Goethe Universität Frankfurt am Main

          

          	
            0,562

          

          	
            174

          

          	
            0,796

          

          	
            137

          

          	
            128

          
        


        
          	
            Institut für Volkswirtschaftslehre, Wirtschaftswissenschaftliche Fakutät, Universität Zürich

          

          	
            0,479

          

          	
            187

          

          	
            0,755

          

          	
            156

          

          	
            75

          
        


        
          	
            Fakultät für Wirtschaftswissenschaften, Universität Wien

          

          	
            0,657

          

          	
            123

          

          	
            0,845

          

          	
            111

          

          	
            137

          
        


        
          	
            Volkswirtschaftliche Fakultät, Ludwig-Maximilians-Universität München

          

          	
            0,552

          

          	
            176

          

          	
            0,763

          

          	
            154

          

          	
            122

          
        


        
          	
            Department Volkswirtschaftlehre, Universität Bern

          

          	
            0,747

          

          	
            58

          

          	
            0,805

          

          	
            134

          

          	
            170

          
        


        
          	
            Wirtschaftswissenschaftlicher Fachbereich, Rheinische Friedrich-Wilhelms-Universität Bonn

          

          	
            0,572

          

          	
            172

          

          	
            0,688

          

          	
            178

          

          	
            144

          
        


        
          	
            Fachbereich Wirtschaftswissenschaften, Universität Konstanz

          

          	
            0,490

          

          	
            186

          

          	
            0,588

          

          	
            187

          

          	
            164

          
        


        
          	
            EW = Effizienzwert.

          
        


        
          	
            Quelle: RePEc, Berechnungen des ifo Instituts.

          
        

      
    


    Abschliessende Bemerkungen


    Die hier präsentierten Ergebnisse gehören zu den ersten, die Daten von der RePEc-Website für Effizienzanalysen verwenden. Es zeigt sich ein sehr heterogenes Bild, wobei unter den effizientesten Fakultäten oft die »üblichen Verdächtigen«, d.h. die auch eine sehr gute Reputation haben, sind. Für die volkswirtschaftlichen Fakultäten aus dem deutschsprachigen Raum besteht mit Blick auf die Effizienz noch Luft nach oben.


    Bei der Interpretation der Ergebnisse sind jedoch folgende Punkte zu beachten:


    
      	Es konnten nur Fakultäten berücksichtigt werden, für die Informationen für alle bibliometrischen Rankings auf der Webseite verfügbar waren (188). In RePEc sind mehr als 14000 Institutionen gelistet, wobei nicht alle Fakultäten sind.


      	Obwohl schon sehr viele Ökonomen in RePEc gelistet sind, gibt es auch noch viele, die es nicht sind.


      	Eine wichtige Grundlage für viele Rankings sind Zitierungen, diese werden jedoch bisher nur unvollständig in RePEc erfasst.

    


    Würden sich bei den genannten Punkten Änderungen ergeben, dann würde sich der Datensatz ändern und entsprechend die Effizienzwerte. Diese können dann für eine Fakultät besser oder schlechter werden. Die Untersuchung sollte also in einigen Jahren wiederholt werden. Zum einen steht dann eine größere und bessere Datenbasis zur Verfügung, und eine mögliche Entwicklung über die Zeit kann untersucht werden.
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    Wie sehen die Unternehmen die neue Datenschutzgrundverordnung?


    Die neue Datenschutzgrundverordnung, die seit Ende Mai für alle EU-Mitglied-staaten verpflichtend gilt, sorgt für viel Diskussionsstoff sowohl auf Seiten der Unternehmen als auch bei den Verbrauchern. Die Randstad-ifo-Personalleiterbefragung hat im Frühjahr 2018 rund 1 000 deutsche Personalleiter, die als Verantwortliche für Umsetzung und Einhaltung der DSGVO in besonderer Weise betroffen sind, dazu befragt.1 Die Ergebnisse zeigen, dass für drei Viertel der Befragungsteilnehmer die negativen Aspekte der DSGVO überwiegen. Insbesondere die kleinen und mittelständischen Unternehmen bewerten die neue Datenschutzgrundverordnung als problematisch.


    Am 25. Mai 2018 ist die von der EU erlassene neue Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) rechtsverbindlich in Kraft getreten. Das Thema Datenschutz sowie rund 90% der in der DSGVO enthaltenen Regeln und Vorschriften – zumindest für die deutschen Unternehmen – nicht neu, denn im Grunde ist die DSGVO nur eine Erweiterung des bislang geltenden Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). Da aber der Sanktionsrahmen recht gering war – das deutsche BDSG bezifferte das maximales Bußgeld auf 300 000 Euro – und Verstöße ohnehin kaum verfolgt wurden, hielten sich viele Unternehmen nicht an gängige Vorschriften. Daher spielte der Datenschutz bislang in vielen Unternehmen nur eine untergeordnete Rolle, so dass in diesem Punkt oftmals noch Nachholbedarf besteht. Insbesondere, da die neue Datenschutzverordnung nun drastische Strafen, wie u. a. Bußgelder von bis zu 20 Mio.Euro oder bis zu 4% des weltweiten Jahresumsatzes, für die effektive Durchsetzung des Datenschutzrechts vorsieht und teilweise Geschäftsführer und Vorstände mit ihrem persönlichen Vermögen haften, steht das Thema Datenschutz für viele Unternehmen nun doch weit oben auf der Agenda.


    Das Ziel der neuen DSGVO, die eine von 1995 und somit aus der Frühzeit des Internet stammende Richtlinie ersetzt, ist es, den Datenschutz innerhalb der EU zu vereinheitlichen und ihn an die Rahmenbedingungen einer digitalisierten Welt anzupassen. Insbesondere zielt sie darauf ab, den Schutz personenbezogener Daten innerhalb der Europäischen Union sicherzustellen sowie den freien Datenverkehr innerhalb des Europäischen Binnenmarktes zu gewährleisten.


    Für die Verbraucher bedeutet die neue DSGVO einen deutlich umfassenderen Schutz ihrer persönlichen Daten – also wie viele Daten über jeden einzelnen Verbraucher bzw. Nutzer erhoben, verarbeitet, weiterverarbeitet und kommerzialisiert werden. Die Verordnung schreibt beispielsweise den Grundsatz der Transparenz jeglicher Datenverarbeitung für die betroffenen Personen vor und enthält darüber hinaus das Recht auf Vergessen werden, also die endgültige Löschung der eigenen Daten, sowie das Recht auf Datenübertragbarkeit, also das Mitnehmen der eigenen Daten zu einem anderen Anbieter.


    Für Unternehmen, Vereine und staatliche Stellen etc. bedeutet die Umsetzung der DSGVO zunächst einmal vor allem viel Arbeit. Da im Grunde in jedem Unternehmen personenbezogene Daten – von Kunden- über Mitarbeiter- bis hin zu Lieferantendaten – anfallen, ist praktisch jedes Unternehmen vom Einmann-Freelancer bis zum Großkonzern von den neuen Regelungen betroffen. Erweiterte Informationspflichten, Neuerungen bei der Auftragsdatenverarbeitung und Anpassung der Einwilligungserklärungen an die strengeren Vorgaben sind nur einige der Aufgaben, die zur Umsetzung der neuen Datenschutzverordnung anfallen. Wie groß der Aufwand ist, zeigt sich auch daran, dass obwohl den Unternehmen eine Übergangsfrist von zwei Jahren eingeräumt wurde, bis die DSGVO rechtsverbindlich Ende Mai in Kraft trat, bei einem nicht unerheblichen Teil der Unternehmen die Implementierung der neuen Vorschriften noch nicht abgeschlossen ist. Neben Aufwand und Kosten eröffnet die DSGVO aber potenziell auch Chancen für die Unternehmen, z. B. was die Transparenz von Prozessen oder einen Wettbewerbsvorteil gegenüber Unternehmen, die außerhalb der EU agieren und die die Daten ihrer Kunden weniger schützen, betrifft.


    Positive und negative Aspekte der DSGVO


    Wie die Unternehmen Aufwand und Nutzen der neuen Datenschutzverordnung tatsächlich bewerten, untersucht die Randstadt-ifo-Personalleiterbefragung. Die Befragungsergebnisse offenbaren eine mehrheitlich kritische Haltung: Für 76% der Befragungsteilnehmer überwiegen die negativen Aspekte der DSGVO. Während es dabei praktisch keine Rolle spielt, in welchem Wirtschaftssektor die Unternehmen angesiedelt sind, zeigt sich bei der Betrachtung über die Größenklassen hinweg, dass die DSGVO insbesondere für kleine und mittelständische Unternehmen (KMU) problematisch zu sein scheint (vgl. Abb. 1). Hier liegt der Anteil kritischer Bewertungen um knapp 10 Prozentpunkte höher als in großen Unternehmen bzw. überwiegen umgekehrt deutlich seltener die positiven Einschätzungen. Die Kommentare spiegeln wider, dass die KMU insbesondere von der Befürchtung einer dauerhaften Mehrbelastung sowie von der Angst vor der bereits anlaufenden Abmahnmaschinerie wegen (angeblicher) Verstöße gegen die DSGVO umgetrieben werden.


    
    Abb. 1
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    Insgesamt am häufigsten beklagt wird der Aufwand, den die Umsetzung der Verordnung mit sich bringt (67%).2 Einerseits erzeugt die Umstellung auf die neue DSGVO einen enormen Arbeitsaufwand, andererseits ist auch der finanzielle Aufwand nicht unerheblich: 40% geben an, dass sie die Umstellung zwischen 1 000 und 10000Euro kostet, weitere 39% beziffern die Kosten sogar auf bis zu 50 000 Euro. 9% schätzen die Kosten auf 50 000 bis 100 000 Euro, 5% auf über 100 000 Euro. Weitere Kritikpunkte betreffen eine als zu hoch empfundene Komplexität, etwaige Sinnhaftigkeit sowie den Sanktionsrahmen der DSGVO.


    Die Personalleiter können der neuen DSGVO aber durchaus auch Positives abgewinnen. Für knapp ein Viertel der Unternehmen – hierunter vor allem die größeren – überwiegen sogar die positiven Aspekte. Was die Sektoren angeht, sehen die Dienstleister am meisten positive Seiten an der DSGVO (26%), gefolgt vom Verarbeitenden Gewerbe (24%). Am seltensten überwiegen für die Händler die positiven Aspekte (21%). Auf die Frage, was sie an der DSGVO inhaltlich positiv finden, wird am häufigsten der verbesserte Schutz von Daten genannt (30%). 22% empfinden es zudem als vorteilhaft, dass die neue DSGVO zu einer Sensibilisierung im Umgang mit personenbezogenen Daten und für das Thema Datenschutz insgesamt führen dürfte. Außerdem wird häufig die Vereinheitlichung der Regeln innerhalb der EU genannt (5%). Weitere 5% bewerten es als Mehrwert, dass die DSGVO sie zu einer Überprüfung der bestehenden Prozesse sowie ggf. zur Erarbeitung transparenter Prozesse veranlasst. Einige Unternehmen erwarten durch den erweiterten Datenschutz zudem Wettbewerbsvorteile gegenüber außerhalb der EU ansässigen und tätigen Unternehmen, die weniger Datenschutz und -sicherheit bieten.


    Dass eine Sensibilisierung für das Thema Datenschutz durchaus seine Berechtigung hat, indizieren die Antworten auf die Frage nach dem Datenschutzbewusstsein der eigenen Mitarbeiter. Denn hier sehen viele Unternehmen – insbesondere die KMU – noch Nachholbedarf bei ihren Beschäftigten: Bei den Unternehmen mit bis zu 249Beschäftigten attestieren knapp ein Viertel der Personalleiter seinen Mitarbeitern ein schwach bis gar nicht ausgeprägtes Bewusstsein für Datenschutz Bei den größeren Unternehmen hingegen ist es nur rund ein Sechs­tel und bei den großen Unternehmen mit mehr als 500 Angestellten sind es sogar nur 7%. Anders formuliert, steigt mit zunehmender Größe des Unternehmens auch das (vermutete) Datenschutzbewusstsein der Mitarbeiter von 76% auf 94% (vgl. Abb. 2).
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    Es ist naheliegend anzunehmen, dass größere Unternehmen schon unter der alten Datenschutzverordnung häufiger unter die Regelungen zur verpflichtenden Etablierung eines Datenschutzbeauftragten gefallen sind.3 Darüber hinaus dürften sie generell mehr Ressourcen (frei) haben, um ein oder mehrere Mitarbeiter dafür abzustellen, sich gezielt mit dem Thema Datenschutz auseinanderzusetzen und die übrigen Beschäftigten darüber zu informieren bzw. über die Einhaltung gewisser Datenschutzstandards zu wachen. Möglicherweise wurde die Notwendigkeit dazu auch vor allem in größeren Unternehmen gesehen, da die Digitalisierung hier zumeist bereits eine größere Rolle spielt als in kleineren Unternehmen, so dass hier mutmaßlich öfter größere Datenmengen auflaufen. Im Umkehrschluss würde dies bedeuten, dass sich kleinere Unternehmen erstens bislang häufig weniger stark mit dem Thema Datenschutz beschäftigt haben und zweitens, dass sie auch über weniger finanzielle und personelle Ressourcen verfügen, um dies zu tun. Dies würde auch erklären, weshalb vor allem die KMU die neue DSGVO besonders kritisch bewerten.


    Wie sieht die Umsetzung der neuen DSGVO in den Unternehmen konkret aus?


    Die DSGVO dreht sich zentral um den Begriff der personenbezogenen Daten. Zu eruieren, welche Daten genau unter diesen Begriff fallen, ist allerdings nicht ganz trivial. Die DSGVO definiert in Artikel 4 personenbezogene Daten als »Informationen, die sich auf eine identifizierte oder identifizierbare natürliche Person beziehen; als identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung, wie einem Namen, zu einer Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen Identität dieser natürlichen Person sind«. Dazu gehören neben Daten wie Name, Kontodaten, Adresse oder Telefondaten auch IP-Adressen oder Cookies. Demzufolge fallen in der Regel sehr viele Geschäftsprozesse unter die Verarbeitung von personenbezogenen Daten.
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    Den Befragungsergebnissen zufolge arbeiten die Unternehmen hauptsächlich mit personenbezogenen Daten von Mitarbeitern, Kunden und Bewerbern. Während bei der Betrachtung über die Wirtschaftssektoren kein Muster zu erkennen ist, offenbart der Blick auf die Antwortverteilung über die Größenklassen hinweg, dass mit steigender Größe der Unternehmen auch die Nutzungshäufigkeit der Datengruppen steigt (mit Ausnahme der Lieferanten).


    Die Frage, ob die Prozesse, die das Arbeiten mit personenbezogenen Daten betreffen, vorwiegend analog oder digital sind, offenbaren einen höheren Grad der Digitalisierung in größeren Unternehmen. Während 73% der kleinen Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten angeben, die Prozesse seien primär digital, steigt dieser Anteil über die Größenklassen hinweg kontinuierlich an und erreicht den Spitzenwert von 89% bei Unternehmen mit mehr als 500Beschäftigten (vgl. Abb. 4). Diese Zahlen sind insofern erstaunlich, als dass sie offenbaren, dass noch immer bei gut einem Viertel (27%) der kleinen Unternehmen analoge Prozesse dominieren. Einen Einfluss darauf, wie sie das Verhältnis von positiven und negativen Aspekten der DSGVO einschätzen, scheint es aber nicht zu geben.
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    Es zeigt sich, dass die Digitalisierung größere Unternehmen bislang stärker durchdrungen hat als kleinere. Hier sind mehrere Erklärungsansätze denkbar. Es ist vorstellbar, dass in größeren Unternehmen deutlich mehr Daten zusammenlaufen, so dass eigene Prozessstrukturen und Organisationseinheiten gebildet werden müssen. Im Falle der Datengruppe »Bewerber« beispielsweise ist anzunehmen, dass große Unternehmen mehr Stellen ausschreiben und folglich auch deutlich mehr Bewerbungen eingehen als in kleinen Unternehmen, so dass ein Recruitment-Center mit einem eigenen Bewerbermanagement etabliert wurde (wohingegen in kleinen Unternehmen die Bewerbungen möglicherweise in den Zuständigkeitsbereich der Assistenz fallen). Außerdem wäre es plausibel anzunehmen, dass größere Unternehmen angesichts der fortschreitenden Digitalisierung potenzielle Wettbewerbsvorteile durch Datennutzung und -analyse gesehen und daher eigens Organisationsstrukturen dafür geschaffen haben. Darüber hinaus könnte auch ein Grund sein, dass insbesondere sehr kleine Unternehmen, die nur vereinzelt mit personenbezogenen Daten arbeiten, diese nicht als solche identifiziert haben.


    Die Personalleiter wurden auch gefragt, in welchem Bereich die Umsetzung der DSGVO den größten Aufwand verursacht (wobei Mehrfachnennungen möglich waren). Demnach wird die Dokumentation als der aufwendigste Bereich der DSGVO-Umsetzung gesehen (64% der Unternehmen nannten diesen Punkt), gefolgt von der Unternehmensorganisation (56%) sowie der Überprüfung und Neustrukturierung von Prozessen (44%). Verträge wurde von 29% genannt, Technik von 14%, 4% sonstiges. Über die Wirtschaftssektoren und Größenklassen hinweg lassen sich keine speziellen Tendenzen feststellen.


    Bei der Umsetzung der neuen Verordnung greifen insgesamt knapp 60% der Unternehmen auch auf externe Unterstützung zurück, 10% davon legen die Umstellung sogar komplett in fremde Hände. Gut 40% bewerkstelligen die Umsetzung ausschließlich aus unternehmenseigenen Mitteln. Neues Personal will aber kaum ein Unternehmen dafür einstellen – nur 5% hat dies bereits getan oder plant es. Dabei steigt die Wahrscheinlichkeit, einen neuen Job in diesem Bereich anzutreten wiederum mit der Unternehmensgröße: Bei den kleinen Unternehmen mit weniger als 50 Beschäftigten bejahen nur 3% die Frage nach einer DSGVO-indizierten Neueinstellung, bei Unternehmen mit 40 bis 499 Mitarbeiter/innen sind es 5%, bei großen Unternehmen mit 500 und mehr Beschäftigten signalisieren 11% Bedarf. Ein Zehntel der Unternehmen will die Umsetzung der DSGVO darüber hinaus zum Anlass nehmen, datenschutzunabhängige Neuerungen bzw. Veränderungen vorzunehmen. Am häufigsten wird eine Überprüfung von (anderen) Prozessen oder Neuerungen in der EDV genannt.


    Die Personalleiter wurden ebenfalls nach den Auswirkungen der DSGVO auf ihre Social-Media-Aktivitäten befragt. Dies ist auch insofern interessant, als dass die Ergebnisse nicht nur auf die befragten Unternehmen, sondern prinzipiell auf alle im beruflichen Kontext in sozialen Netzwerken engagierte Erwerbstätige, darunter auch die Gruppe der Freiberufler (und hierunter auch Blogger), zutreffen dürfte. Insgesamt geben 24% an, dass die DSGVO Einfluss auf ihre Aktivitäten in sozialen Netzwerken hat, 29% verneinen dies. 47% geben an, Social-Media kaum bis gar nicht zu nutzen. Am wenigsten werden diese Kanäle im Verarbeitenden Gewerbe genutzt (45%); im Handel und im Dienstleistungsbereich sind dagegen immerhin 66% in sozialen Netzwerken aktiv. Interessant ist, dass die Nutzung von sozialen Netzwerken mit steigender Größe der Unternehmen deutlich zunimmt und damit auch die Auswirkungen, die die DSGVO darauf hat (vgl. Abb. 5).
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    Hat die DSGVO das PotenZial zum VorreitermodelL?


    Die neue Datenschutzverordnung wird sehr kontrovers diskutiert – dies bestätigen die Ergebnisse der Randstad-ifo-Personalleiterbefragung. Ob letztendlich die positiven oder die negativen Aspekte überwiegen, ist aber auch eine Sache der Perspektive und des Zeitpunktes: Unternehmen bewerten die DSGVO anders als Verbraucher und gerade zum aktuellen Zeitpunkt überwiegt für viele Unternehmen noch der große Aufwand, den die Umsetzung der Datenschutzregeln verursacht, die potenziellen Chancen, die sich aus ihr ergeben können.


    Noch steckt die DSGVO gewissermaßen in ihren Kinderschuhen, in einiger Zeit aber, wenn die Umsetzung bei den Unternehmen abgeschlossen ist, wenn die teils etwas vage formulierten Passagen von Gerichten geklärt wurden und wenn sich die Verbraucher mit der neuen Datenschutzregelung und den sich aus ihr ergebenden Rechten vertraut gemacht haben, könnte das Fazit deutlich positiver ausfallen. Die jüngsten Datenpannen und -skandale, wie z.B. bei Yahoo, im deutschen Bundestag oder nicht zuletzt bei Facebook und Cambridge Analytica verdeutlichen, wie weitreichend die Folgen eines ungenügenden Datenschutzes sein können. Vor diesem Hintergrund hat der Schutz von Daten und digitaler Privatsphäre entscheidend an Bedeutung gewonnen – auch im Bewusstsein der Nutzer.


    Sollte das Bewusstsein für die Wahrung ihrer Privatsphäre bei den Verbrauchern weiterwachsen, könnte sich die DSGVO zu einem Wettbewerbsvorteil für europäische Unternehmen bzw. in der EU aktive Unternehmen entwickeln – entgegen der Stimmen, die durch die verschärfte Regulierung Wettbewerbsnachteile, insbesondere in Sachen Künstliche Intelligenz, erwarten. Wenn Unternehmen auf ein neues Geschäftsmodell mit Produkten und Dienstleistungen setzen, das auf Datenschutz basiert und sich als Anbieter von Datenschutz durch Technikgestaltung und datenschutzfreundliche Voreinstellungen (data protection by desgin and by default) etablieren, könnten sie dazu beitragen, neue Standards für die Datenschutzwirtschaft zu setzen, die gezielt von Nutzern nachgefragt werden. Zusätzlich könnten sich Wettbewerbsvorteile dadurch ergeben, dass sich außerhalb der EU ansässige KMU aus dem europäischen Markt zurückziehen, da ihnen der finanzielle Aufwand einer Anpassung an die DSGVO zu hoch ist, und sich so mehr Räume für europäische Firmen ergeben.


    Die voranschreitende Digitalisierung und das immense Anwachsen der Datenberge bedarf einer gesetzlichen Regulierung, deren Ausgestaltung angesichts der Diversität der Datenströme und der Komplexität der Prozesse eine große Herausforderung darstellt. Die EU hat mit ihrer DSGVO einen großen Schritt in Sachen Datenregulierung gemacht, dank dessen die EU-Bürger den aktuell weltweit besten Schutz ihrer digitalen Privatsphäre genießen. Hier kommt der EU im internationalen Vergleich eine Vorreiterrolle zu. Außerdem gibt sie damit eine globale Marschroute in Sachen Datenschutz vor, denn die Verordnung betrifft alle in der EU aktiven Organisationen, unabhängig davon, wo sich der Standort des Unternehmens bzw. des Servers befindet und wo die Datenverarbeitung stattfindet. Dadurch zwingt sie auch global agierende (und in der EU aktive) Unternehmen, die Verordnung umzusetzen und stellt damit die Weichen für zukünftige Regelungen bzw. ebnet damit potentiell den Weg für eine Einführung ähnlicher Standards in anderen Ländern.
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    Endnoten


    
      
        1 Im Auftrag von Randstad Deutschland befragt das ifo Institut vierteljährlich circa 1 000 deutsche Personalleiter nach der Anwendung und Bedeutung verschiedener Flexibilisierungsinstrumente in ihrem Unternehmen. Mit Hilfe der Befragungsergebnisse wird analysiert, wie sich die Nutzung der Instrumente im Zeitverlauf entwickelt und ob strukturelle Änderungen oder konjunkturelle Einflüsse erkennbar werden. Darüber hinaus werden in wechselnden Sonderfragen aktuelle arbeitsmarktrelevante Fragestellungen untersucht.

      


      
        2 Diese 67% beziehen sich auf die tatsächliche Anzahl der Antworten auf die Frage nach negativen Aspekten der neuen DSGVO. Da auf offene Fragen üblicherweise nur ein Teil der Befragungsteilnehmer antwortet, wird im Folgenden bei offenen Fragen nur der Anteil an den eingegangenen Antworten und nicht an der Gesamtmenge der Befragungsteilnehmer ausgewiesen.

      


      
        3 Unter dem alten Bundesdatenschutzgesetz war dies für alle nicht-öffentlichen Einrichtungen der Fall, wenn a) mehr als neunMitarbeiter mit der automatisierten oder b) mehr als 19 Mitarbeiter mit der manuellen Erhebung, Verarbeitung und Nutzung personenbezogener Daten befasst sind. Oder wenn a) eine automatisierte Verarbeitung von personenbezogenen Daten stattfindet, die einer Vorabkontrolle unterliegen oder b) personenbezogene Daten geschäftsmäßig zum Zweck der Übermittlung, der anonymisierten Übermittlung oder für Zwecke der Markt- und Meinungsforschung automatisiert verarbeitet werden.

      

    

  


  
    Klaus Wohlrabe


    ifo Konjunkturumfragen Juli 2018 auf einen Blick:


    Die deutsche Wirtschaft setzt ihre Expansion in verlangsamter Gangart fort1


    Das ifo Geschäftsklima hat sich minimal verschlechtert. Der Index ist im Juli auf 101,7 Punkte gesunken, nach 101,8 Punkten im Juni. Die Unternehmer waren zwar etwas zufriedener mit ihrer aktuellen Geschäftslage, nahmen jedoch ihre Erwartungen zurück. Die deutsche Wirtschaft setzt ihre Expansion in verlangsamter Gangart fort.


    
    Abb. 1
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    Abb. 2
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    Abb. 3
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    Im Verarbeitenden Gewerbe ist der Index das sechste Mal in Folge gesunken. Grund hierfür waren die merklich schlechteren Lageeinschätzungen der Industriefirmen. Der Lageindikator liegt jedoch weiterhin deutlich über seinem langfristigen Durchschnitt. Die Erwartungen der Unternehmen blieben hingegen nahezu unverändert leicht optimistisch. Die Nachfragedynamik verlor an Schwung. Die Kapazitätsauslastung blieb unverändert bei 87,7%. Im Dienstleistungssektor hat sich das Geschäftsklima verbessert. Aufgrund der anziehenden Nachfrage nach Dienstleistungen korrigierten die Dienstleister sowohl die aktuelle Lage als auch die Erwartungen nach oben. Im Handel ist der Index gesunken. Zwar waren die Händler mit ihrer aktuellen Lage zufriedener, jedoch nahm die Skepsis mit Blick auf die Geschäftsentwicklung in den kommenden sechs Monaten zu. Dies gilt insbesondere für den Einzelhandel. Im Bauhauptgewerbe hat der Geschäfts­klimaindex ein neues Rekordhoch erreicht. Der Anstieg ist der stärkste jemals beobachtete. Gleiches gilt für den Lageindikator, der deutlich nach oben korrigiert wurde. Auch die Erwartungen sind optimistischer ausgefallen. Das Bauhauptgewerbe befindet sich im Boom.


    
    Abb. 4
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    Abb. 5
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    Die deutschen Unternehmen planen, auf unverändert hohem Niveau neues Personal einzustellen. Das Beschäftigungsbarometer verharrt im Juli bei 104,1Punkten. Im Moment gibt es keine Anzeichen, dass sich der lang anhaltende Aufschwung am deutschen Arbeitsmarkt abkühlt. Nur in der Industrie gaben die Beschäftigungserwartungen nach. Treiber dieser schwächeren Entwicklung waren vor allem die Automobil- und Elektroindustrie. Im Handel tendierte das Barometer etwas nach oben. Auch im Bauhauptgewerbe zogen nach einem kurzen Zwischentief im Juni die expansiven Personalplanungen wieder an. Arbeitskräftemangel bleibt aber ein wichtiges Thema für viele Baufirmen. Die größte Beschäftigungsdynamik ist weiterhin im Dienstleistungssektor zu beobachten.


    Die Stimmung unter den deutschen Exporteuren hat sich etwas aufgehellt. Die Exporterwartungen der Industrie sind im Juli auf 13,7 Saldenpunkte gestiegen, von 12,6 Saldenpunkten im Juni. Dies ist der erste Anstieg nach zuletzt sieben Rückgängen in Folge. Das weltwirtschaftliche Umfeld bleibt für die deutschen Exporteure jedoch schwierig. Deutliche Zuwächse bei den Exporten erwarten die Unternehmen aus dem Maschinenbau und der Elektroindustrie. Auch die Firmen aus der Metallindustrie blicken wieder zuversichtlicher auf ihr kommendes Exportgeschäft. In der deutschen Automobilindustrie macht sich hingegen Pessimismus breit. Die aktuelle Protektionismusdebatte und die drohenden Zölle auf deutsche Autos drücken merklich auf die Stimmung. Die Exporterwartungen sanken in diesem Sektor auf den niedrigsten Wert seit Oktober 2012.


    Endnoten


    
      
        1 Die ausführlichen Ergebnisse der ifo Konjunkturumfragen werden in den »ifo Konjunkturpers­pektiven« veröffentlicht. Die Zeitschrift kann zum Preis von 75,– EUR/Jahr abonniert werden.
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